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und die links von uns ſtehenden Himmelsſtürmer ver-
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Mögliches und
Halle, den 2. Oktober 1919.

Wenn man die ſtarke Wirkung der kommuniſtiſchen
Verſprechungen auf die Maſſen und ferner die Tatſache
berückſichtigt, daß die jammervolle Lage des Proletariats
einen Boden der Verzweiflung geſchaffen hat, auf dem
illuſionäre Vorſtellungen wie Pilze in die Höhe ſchießen,
dann iſt es eigentlich wunderbar und ein Beweis
für die ungebrochene Kraft des Gros der
Arbeiterſchaft, daß die h der Gehirnenoch nicht mehr um ſich 8egriſſe hat. Es gehört ein

öchſtmaß von politiſcher Einſicht und ſtärkſte Selbſt
berwindung dazu, um der Jnfizierung mit dem kom-

muniſtiſchen Bazillus zu ent gehen.Man ſpricht Jetzt ſo viel von einer Schuld der Sozial

demokratie, die in den Zeiten vor dem Kriege in gleicher
Weiſe ihre Anhänger r r und ihnen
Berge verſprochen habe. Dieſen Angriffen von bürger-
licher Seite können wir mit vollem Recht die Behaup-
tung entgegenſetzen, daß kein Menſch das Unheil eines
vierjährigen Weltkrieges vorausahnen konnte. Wenn
wir in den Verſammlungen mit glühendem Eifer unſer
ſozialiſtiſches Jdeal predigten, geſchah das auf Grund
der damaligen Verhältniſſe. Stellt die wirtſchaftliche
Lage von 1914 wieder her, gebt uns die vollgefüllten
Speicher und die ungebrochene, begeiſterungsfähige Ar-
beiterſchaft von früher,

dann werden wir ein Werk zimmern,
oas den Sozialismus in all ſeinen Forderungen reſtlos
zur Erfüllung bringt! Aber der wahnſinnige Kamp

und materiellem

Der alles zermürbende Krieg, die

Bedingungen der kapitaliſtiſchen Sieger, das ſind die
harten, realen Tatſechen, an denen wir nicht herum-
kommen, das ſind die ſcharfen Ecken, an denen unſer
zielbewußtes Streben nach Sozialismus ſich wund reibt.

Wenn heute auch Genoſſen aus den eignen Reihen
in kleinlauter Verzagtheit zugeben, daß wir damals zu-
viel verſprochen haben und das heute nicht halten können,
wenn dieſe Genoſſen im härenem Gewande Buße zu
tun ſich verpflichten, ſo iſt das unvereinbar mit unſerer
Aufgabe,

mit der Fackel der Anklage
ben wahreu Kriegsverbrechern in das ſchuldbewußte
Geſicht zu leuchten. An dieſer Tatſache, daß der Zu-
fammenbruch des geſamten unſer Volk
unſäglich arm gemacht und daß durch die Anſpannung
aller Kräfte während dieſes ſchrecklichen Waffenganges
alle wirtſchaftlichen Reſervoire leer geworden ſind, an
dieſer Tatſache lügen ſich die Gegner von rechts vorbei,

ſchließen vor ihr mit Gewalt die Augen.
Daran liegt es! Das Proletariat hat heute in

Deutſchland die politiſche Macht in den Händen und kann
irzeit weiter nichts damit anfangen, als die kümmer-

ichen Reſte des irre Beſtandes ſeinen Zwecken
dienſtbar machen. Soweit hierbei eine Hebung der ma-
teriellen Lage des Proletariats in Frage kommt, wird
das für die nächſte Zeit bitterlich wenig e Gewiß:
nete auf anderem Gebiet weit mehr geleiſtet werden

Vieles könnte man anführen, was anders werden
müßte und wo angepackt werden muß. Hier darüber zureden, würde zu weit führen. Die Fafſuna von Sir
ſeiten i das Volk, z. B. die des
ſozialiſtiſchen Nachwuchſes zu katkräftigen Mitarbeitern
und ihre Einfügung in das Staatsganze, alles das und
ſo vieles andere ſind Forderungen, die auf kulturellem
Gebiet liegen und mit der wirtſchaftlichen Depreſſion
wenig oder gar nichts zu tun haben. Hier iſt der Hebel,
wo angeſetzt werden könnte und wo man den Maſſenau zeigen vermöchte, daß wenigſtens in dieſen Fragen

die proletariſche Orientierung
die Oberhand gewonnen hätte. Hier muß gedrängt und
gefordert werden, und die Berufüng V die realen Not-
wendigkeiten des Staates, die angeblich hindernd im
e. tänden, können hier nur Ausrede bewertet
werden.

e muß auch dabei die nötige Umſicht walten,
damit keine ſittlichen und r Werte im Volke un
ermeßlichen Schaden 'leiden. ohin es kommt, wennnach Art der Kommuniſten tiefeinſchneidende tufturelle
Geſetze ziel- und planlos erlaſſen werden, beweiſen die
Vorgänge in Ungarn. Das Zentralorgan der ungari-

der Zeit, als es noch herausgegeben wurde,
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die. Mißbräuche abzuſchaffen, die ſich unter dem kommu-
niſtiſchen Regime auf den Schulen eingebürgert hatten
und eine furchtbare Verwüſtung e htet haben
mußten. Nach den Worten des kommuniſtiſchen Blattes
wurde in der Sturm- und Drangperiode der März-
revolution an den meiſten Schulen das Syſtem der
Schülerräte gebildet. Dieſes Syſtem hatte zu unhalt-
baren Zuſtänden geführt, unter denen weder ein erfolg-
reicher Unterricht noch eine erzieheriſche Wirkung auf
das Gemüt der Kinder möglich geweſen ſei. Der kom
muniſtiſche Unterrichtsminiſter hat ſich nun genötigt

die Einrichtung der Schülerräte aufzuheben.
abei iſt ſehr intereſſant, daß in Verbindung damit

ugegeben wird, auch in der Roten Armee hätte die
JInſtitution der Vertrauensmänner abge t werden
müſſen, weil es ſich zeigte, daß ſie ein Hindernis für
die Aufrechterhaltung der

unerläßlichen eiſernen Diſziplin
gewoſen ſei. Weit grliger als das Vorſtehende war
ie Art der geſchlechtlichen Aufklärung der Schuljugend

in der Räterepublik, und wir geben hier dem kommuni-
ſtiſchen Zentralorgan felbſt das Wort:

Zahlloſe Klagen ſind bei uns eingelaufen von Eltern die
mit Beſtürzung aus dem Munde ihrer Kinder erfahren mußten,
in wie roher. direkt ſchädlicher Weiſe dieſes Aufklärungswerk
von r ele Lehrern. Lehrerinnen und Schulärzten vorgenommen
wurde.

heute Mrung auf die Kinde Raden ond
eben nicht aufklärend gewirkt. ſondern ſie je nach Tempera
ment entweder erſchreckt und abgeſtoßen oder in ihnen zuerſt

WTB. Berlin, 1. Oktober. Wie das „Berl. Tagebl.
meldet, kann der Eintritt der Demokraten in die Regierung
als ſicher bezeichnet werden. Jn der heutigen Frak-
tionsſizung der Demokraten wurde der Eintritt grundſätzlich
beſchloſſen. Jhre Forderungen wurden in allen
weſentlichen Punkten bewilligt. Jnsbeſondere
iſt man ihnen in der Frage des Betriebseätegeſetzes
entgegengekommen. Es wurde ein für die Demokraten an
nehmbares Kompromiß geſchloſſen. Die Demokraten werden,
wie feſtſteht, im Kabinett drei Sitze einnehmen. Als ſicher
S vaß ſie aus ihren Reihen das Reichsminifterium des

nnern und das Juſtizminiſterium beſetzen werden.

Auch Frankreich ſchict jetzt die Grfangenen heim.

Wie 'bdie Reichszentralſtelle für und Zivil
gefangene meldet, hat die ſchweizeriſche u inParis offiziell mitgeteilt, aß die in franzöſiſcher Hand
befindlichen Kriegsgefangenen alsbald nach der Ratifi-
kation des Friedensvertrages in die Heimat zurück
transportiert werden. Da die r wahrſchein
lich in den nächſten Tagen a wird der Abtransport
bald beginnen. Die deutſche Regierung wird ſelbſtver
ſtändlich alles tun, um den Abtransport zu ermsglichen.

Die Zahl der bisher Heimgekehrten.
„Berlin, den 1. Oktober. WTB. meldet: Die

Reichszentralfſtelle für Kriegs und r teilt mit,
daß in den Tagen vom 24. bis 30. September im ganzen
62 423 Heimkehrer in den Durchgangslagern eingetroffen ſind.

u den Transporten aus engliſcher Hand ſeit dem
7. September Transporte aus amer Hand dazu

gekommen. Die Geſammtzahl der von ſeiten Entente ſeit
der Note der Alliierten am 29. Auguſt zurü benen Ge
fangenen beläuft ſich auf rund 130 000 Mann.

Jm Abgeordnetenhaus fand am Dienstag nach
mittäg eine Beſprechung der ſchleſiſchen Abgeordnetenmit der rtußiſchen Staatsregierung und der Reichs

r rung ſtatt. genſtand der Beratung bildete die
ober ſchleſiſche Frage. Den Vorſitz führte Miniſter
präſident Hirſch. Miniſter des ine, erklärte
ſich im Namen W es n Staatsregierung damit
einverſtanden, daß dem rn Zpräfſiden-ten des Regierungsbezirks Oppeln, BDitta, ſofort die

Nummer zwei Verordnungen, die das Volksamt fürUnterrichtsweſen herausgegeben hat zu dem Zwecke

Geſchäfte des Oberpräſtüdenten der zu bil-
denden Wräns 7 Weſten r 77neue Oberpräſident wird ſogleich nach der Annahme desGef die Errichtung der Provinz Sherglenen

Mit Außerachtlaſſung jeder Vorſicht wurde mit täp
piſcher Hand der Blütenſtaub von der knolpenden Sgle d

e

nmögliches.
kindliche Neugier und dann ſinnliche Begierden geweckt. Durch
eine weitere Verordnung wurde nun den Lehrern jede eigen-
mächtige geſchlechtliche Aufklärung der Schuljugend ſtrengſtens
unterſagt und vielem Unheil wird dadurch geſteuert werden
Die heranwachſende Jugend iſt das koſtbarſte Gut der ſozig-
liſtiſchen Geſellſchaft und es muß vor Schaden an Leib und
Seele behütet werden.

Dieſe ſcharfe Kritik von kommuniſtiſcher Seite ſpricht
Bände. Sie beweiſt uns, daß durch den blindwütigen
Eifer der Ueberradikalen Schäden angerichtet werden
können, die ſehr oft kaum gutzumachen ſind. Da muß
alſo für den von politiſcher Einſicht erfüllten Sozialiſten
der richtige Weg klar vorgezeichnet ſein, der unter Beob
achtung aller r e ruhig und unabläſſig
dem großen Ziel zuſtrebt. Vorwärts drängen, wo ge-
ſchafft werden kann, und die Regierung immer wieder
darauf hinweiſen, wonach die Seelen der Prvoletarier
dürſten, zur Erfüllung anzuſpornen, ſoweit es im Rah
men des Möglichen liegt! Das iſt die eine Aufgabe, die
wir haben. Unſere weitere Pflicht aber iſt es auch,
allen denen ein ſcharfes, unzweideutiges Halt entgegen
zurufen, die in ihrem verblendeten Fanatismus

alle Schranken niederzureißen drohen.

Den Schutt und das Geröll des neneStaates haben wir in ſchwerer Arbeit hinwegzuräumen,
dann aber wollen wir unſer Volk an den wahren

den

Quell fführen, der ihm Labſal ſpendet im Gegenſatz

ieniger u W 5 nh
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egenſeitig zerfleiſchende Haufenkariats in wilde, ſich 4
Wegente le erreichen.

verwandeln, die das

ARe Demoltaten treten in die Regierung ein.
durch die Preußiſche Landesverſammlung die politiſchen

eines Amtes übernehmen, während die
ommunale Verwaltung der neuen Provinz erſt mit

dem 1. April 1920 ſelbſtändig geführt werden könne. Dem
Oberpräſidenten der Provinz Oberſchleſien ſoll ein Bei
rat zur Seite geſtellt werden.

Stiutsvertrag zwiſchen Deutſchlund un) Polen.

Wie das „Berl. Tagebl.“ erfährt, iſt in der letzten
Nacht im Auswärtigen Amt der erſte Staatsvertrag
d en Deutſchland und Polen unterzeichnet worden.

n en einleitenden Worten werde erklärt, daß die
eiden Staaten, um ſich entgegenzukommen, zunächſt das

Abkommen über die Amneſtie, ſowie über die Frei-
laſſung der Kriegsgefangenen getroffen hätten.

Reichszuſchuß für Lebensmittel

Gegen Ende des Monats wird eine Verbeſſerun
des BVrotes eintreten, weil alsdann das Getreide wener ſcharf aegemablen werden wird. Allerdings wird
hebucy auch Preis für das Brot erhöht werden

en.We ſoll der Bevölkerung aber nicht zugemntet wer
r die ganze tragen zu ſſeee Das Reich
will bis zum 1. April des nächſten Jahres 3 Milliarden
zu den Mehrkoſten zuſchießen. Die Nationalverſamm
lung ſoll alsbald darüber beſchließen.

Dazu wird weiter gemeldet:
m Schoße der Reichsregierung ſchweben Erwägun-

gen über die Uebernahme eines Teiles der Preiſe für die
rationierten Lebensmittel auf das Reich. Es handelt
o um eine egtſegung jener Aktion zur n
er Lebensmittel, die vor einigen Monaten eingeleitet

worden iſt. Damals wurden aus preußiſchen Staats-
und Gemeindemitteln 12 Milliarden ausgeworfen.
Dieſe 154 Milliarden reichten bis Ende September. Die
Reichsregierung hat ſich entſchloſſen, dieſe Aktion ſrtzw
8 und zu vereinheitlichen, in der Weiſe, daß daseich für das vom Oktober 1919 bis pril 1920
die erforderlichen ttel, die auf über s Milliar-

ark e werden, ſeinerſeits bereitſtellt.
Die rationierten Lebensmittel ſollen zu den bis
T rigen Preiſen auch weiterhin abgegeben werden.as Reich übernimmt auch jene ren die aus
der Erhöhung des Brotpreiſes infolge des geringen
Ausmahlens des Getreides ergeben. Der Nationalver-
ſammlung wird eine Regierungsvorlage über dieſe Bei
hilfen in der Form einer Ergänzung des Reichsetats
zugehen.
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abzürlich der zwiſchen dem Tage

e Reuerungen in der Mutterſchrſtzfürſgore.
Am 1. Oktober 1919 tritt das neue Geſetz über Wochenhilfe

und Wochenfürſorge in Kraft. Ueber ſeine ſozialpolitiſche Be
deutung haben die Zeitungen ſchon längere Berichte gebracht
Es ſei nun einmal auf rechtliche Einzelheiten näher eingegangen
Dieſe ſind wiederum nicht ſo einfach und durchſichtig. wie es be
ſonders deshalb zu erwarten wäre, weil ſich ſchlichte Frauen

hineinfinden ſollen. ßDie Reuordnung beſteht in einer Aenderung der Reichsver
ſicherungsordnung, die eine Anzahl Paragraphen neu eingeglie-
dert bekommt. Jm allgemeinen zerfallen die Vorſchriften in die
drei Abſchnitte: Wochenhilfe. Familienhilfe und
Wochenfürſorge. Daneben wird zwar für die Ehefrauen
der ehemaligen Kriegsteilnehmer eine Fo.tführung der Kriegs-
wochenhilfe dis zum Kriegsende und in Ausnahmefällen darüber
hinaus noch vorgeſehen, doch iſt dieſe Einrichtung nicht nur recht
untergeordnet, ſondern auch recht unklar.
Die Wochenhilfe beſteht in einer Ausgeſtaltung der

bisherigen Leiſtungen an die bei einer Krankentaſſe ſelbſtver-
ſicherten Wöchnerinnen. Die Vorausſetzungen (halbjähriges
Verſichertſein innerhalb des letzten Jahres vor der En.bindung,
lei es auch bei verſchiedenen Krankentaſſen) bleiben dielelben.
Die Leiſtungen ſind gegenüber denen der Kriegswochenhilfe et-
was erweitert worden und beſtehen in: a) einem Beitrag zu den
Entbindungskoſten von 50 M. (ſtatt bisher 25 M.): b) einem der Not der Zeit. Von dem r
Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch von mindeſtens
1.50 M. täglich für zehn Wochen zu je ſieben Tagen: e) einer
Beihilfe bis zu 25 M. für die Behandlung von Schwange. ſchafts
beſchwerden; d) einem Stillgeld in Höhe des halben Kranken-
geldes, jedoch mindeſtens 75 Pfg. täglich, bis zur Dauer von
13 Wochen. Statt der baren Leiſtungen unter a und o können die
Kaſſen freie Behandlung durch Arzt und Hebamme und die
Arzneien gewähren. Die Kaſſe kann beſchließen, das Stillgeld
bis zu 26 Wochen zu verlänge-n.

Die Familienhilfe beſteht darin, daß die bisher ſchon
den Krankenkaſſen freigeſtellte Wochenhilfe an die nichtver-
ſicherten Familienangehörigen den Verſicherten obligatoriſch
gemacht und ausgeſtaltet wird. Dabei ſind als FFamilienange-
hörige neben Ehefrauen und Töchteen auch Stief- und Pflege
töchter von krankenverſicherren Männern anzuſehen. ſoweit ſie
mit dieſen in häuslicher Gemeinſchaft leben. Auch freiwillige
Mitglieder haben dieſen Anſpruch für ihre Familienangehörigen.
Die Leiſungen ſind im allgemeinen die gleichen wie bei den
ſelbſtve. ſicherten Wöchnerinnen, doch iſt hier der Betrag des
Wochengeldes auf 1,50 M. und der des Stillgeldes auf 75 Pfg.
ſeſtgelegt worden. Das Reich hat die Hälfte der Koſten dieſer
Familienhilfe zu erſetzen. Jn Fällen. in denen uneheliche Väter
zahlungspflichtig ſind. haben Krankenkaſſen und Reich einen
Erſatzanſpruch an dieſe. Um die Laſten tragen zu können, haben
die Krankentaſſen das Recht. die Beiträge über das jetzige Maß
erheblich zu erhöhen. Für vieſe Familienhilfe dürfen jedoch
Zuſatzbeiträge. die von den Verſicherten allein zu tragen
ſind (8 384 R. V. O.), nicht erhoben werden.

Die Wochenfürſorge kommt allen ſonſtigen minder
bemittelten
ſpruch haben. alſo nichtverſicherten Ehefrauen kleiner ſelbſt
ſtändiger Gewerbetreibenden uſw. zugute. Sie gelten als
minderbemittelt. wenn ihr und ihres Ehemannes Geſamtein-
kommen 2500 M., bei unverheirateten 2000 M., zuzüglich 250 M.
jährlich für jedes Kind unter 15 Jahren in beiden Fällen, nicht
überſteigt. Das ſoll die Regel ſein; es können aber Ausnahmen
eintreten. Dieſe Fürſorge iſt dieſelbe wie oben dargeſtellt, ſie
wird nur durch die zuſtändigen Allgem. Orts- und Landkranken-
kaſſen gewährt. Dieſe erhalten ihre Aufwendungen vom Reiche
zurückerſtattet, nachdem ſie bei den Verſicherungsbeamten ange
meldet worden ſind. Das Wochengeld beträgt auch bei dieſer
Wochenfürſorge 1,50 M., das Stillgeld 75 Pfg.

Zur Einführung der neuen Einrichtungen iſt es nicht nötig,
daß die Krankenkaſſen ihre Satzungen ändern. Die Vo ſchriften

vhne weiteres vom 1. Oktober an. auch wenn Satzungs-
vorſchriften entgegenſtehen ſollten. Ueber Streitigkeiten zwi
einpfangs berechtigten Wöchnerinnen und Krankenkaſſen entſchei-
det das Ve.ſicherungsamt. das für jeden Land und Stadtkreis
beneht. Gegen dieſe Entſcheidung kann das Oberverſichecungs-
amt angerufen werden, das in allen Fällen der Wochenfürſorge
endgültig entſcheidet. Für die „Uebergangszeit“ ſind noch fol
gende Vorſchriften von Bedeutung. Wöchnerinnen, die vor dem
1. Oktober 1919 en. hunden worden ſind. »rhalten von dieſem Tage
ab das Weochergeld und Stillgeld nach dem neuen Geſetz. doch

der Niederkugft und dem
1. Oktober Eegtnder. Zeit. Steht der Wöchnerin für dieſe Zeit
ein Anſpruch auf Wochenhilfe nach anderen Vor. heiften zu. ſo
bewendet es bei dieſen Vorſchriften. Jſt am 1. Oktober 1919 die
BVezugsdauer für das Wochengeld oder das Stillgeld zwar nach
jenen Vorſchriften, nicht aber nach dem vorliegenden Geſetz ad-
gelaufen, ſo ſind der Wöchnerin dieſe Leiſtungen bis zum 1. Okt.
(und wenn nötig darüber hinaus) weiterzugewähren.

Die Regelung iſt eine vorläufige. Bei der bevorſtehenden
Aenderung der Reichsverſicherungsordnung muß auch die Wochen-
kilfe endgültig geregelt werden. Das jetzige Geſetz legt den
Krankenkaſſen neue große Pflichten und Laſten auf. Bei der
Beratung des Geſetzes baten die Kaſſenvertreter. das Geſetz jetzt

Wöchnerinnen. die nach Vorſtehenden keinen An

ivre Vorſchläge anzubringen. Dem konnte nicht entſprochen wer
den, um die Fertigſtellung des Geſetzes nicht zu verzögern. Jſt
doch die Kriegewochenhilfe. die im allgemeinen nur auf Kriegs
teilnehmerfrauen zugeſchnitten war. infolge der Beendigung des
Krieges ſo zuſammengeſchrumpft. daß nichts mehr von ihr übrig
geblieben iſt. Das neue Geſetz gibt den Krankenkaſſen die Mög
lichkeit. die Leiſtungen der Mutterſchaftsfürſorge für Verſicherte
und Familienangehörige dieſer noch auszubauen. Soſſew lich
wird davon vielfach Gebrauch gemacht. K.

er Lundwirtſchaftzwinifter gegen die Junler.

In der preußiſchen n erklärte amDienstag nach Beantwortung kleiner Anfragen Land-
wirtſchaftsminiſter Braun: Die Verordnung betr. die
Sicherſtellung land wirtſchaftlicher Ar-
be iten vom 2. September d. J. hat in den Kreiſen
land wirtſchaftlicher Arbeitgeber ſtarkenWiderſpruch ausgelöſt, der ſich in der Preſſe bis zu

erſön lichen Verunglimpfungen meinerPerſon geſteigert hat. Letztere berühren mich nicht. Die
Verordnung ſt eine Notverordnung, geboren aus

der Ernte und ihrer
Bergung hing es ab, ob die Volksernährung
geſichert und die Abhängigkeit vom Auslande ge
mildert würde. Die Einbringung der ſo verhältni s-
mäßig glänzendausgefallenen Ernte war
meine größte Sorge. Die Ernte ſchien gefährdet unter
anderem auch durch das allgemeine Streikfie-
ber, das unſeren Volkskörper Dank derEinſicht der überwiegenden Mehrzahl der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer iſt es bisher gelungen, dieſe Ge
fahr zu bannen und uns vor einem allge
meinen Ernteſtreik zubewahren. Nicht zum
wenigſten dadurch, daß ich beſtrebt war, die berech-
tigten Forderungen der Arbeiter zurGeltung zubringen, und zwar in der Form von
Tarifverträgen. Sie werden nur noch bekämpft
einerſeits von kommuniſtiſch-nnabhängigen
Kreiſen, zum anderen von einer kleinen Gruppe
pommerſcher Großgrundbeſitzer unter Füh-
rung des Herrn v. Hertzberg-Lottin. An dem
Starrſinn dieſer Herren ſcheiterte das Zu
tandekommen eines Tarifvertrages fürie Kreiſe Belgard und Neuſtettin in Pommern. Die

Arbeiter ſahen ſich alſo dort zum Streik gezwun-
gen. Der Eigenſinn dieſer kleinen Arbeit-
d re in e mußte gebrochen werden, umie Ernte in dieſen Kreiſen nicht dem Verderben preis-

Nach reiflicher Ueberlegung habe ich dann
unter Mitwirkung des Reichsarbeitsminiſteriums und
des preußiſchen Handelsminiſteriums die Verord-
nung erlaſſen und ſofort in Kraft geſetzt.
Der andeſtrebte Erfolg trat ein. Es iſt nun gerügt
worden, daß die Verordnung Zwangsmaßnahmen nur
einſeitig gegen die Arbeitgeber vorſehe. Das war
notwendig, weil ihr ja die Arbeitgeber das all-
einige Hindernis gegen die Einbringung der
Ernte bildeten. Die Rechtsbeſtändigkeit der
Verordnung iſt zu Unrecht beſtritten worden. Berück-
ſichtigt man die Zweckbeſtimmung der Demobilmachungs-
verordnungen, dann hält die angegriffene Verordnung
eder juriſtiſchen n t r Jch beuere, daß die Verordnung in den land wirtſchaftlichen

Kreiſen eine ſo große Beunruhigung hervorgerufen hat,
zum größten Teil wohl künſtlich. Aus partei-politiſchen Gründen und perſönlichem Haß gegen
mich iſt ſie noch geſchürt worden. Bei voller Kennt-
nis der Vorkommniſſe werden dieſe Proteſte von ihren
Abſendern nunmehr als unbegründet angeſehen
werden. Die Proteſte der Bauernvereine ſind
mir ganz unverſtändlich, denn die ſelbſt wirtſchaftenden
Bauern werden von der Verordnung überhaupt
nicht berührt. Die Verordnung iſt auch nur eine
Ausnahmeverordnung und wird aufgehoben werden,
ſobald die Gefahr für unſere Ernte nicht mehr beſteht,
ſolange ſie aber beſteht, wird ſie im Hinblick auf die noch
ausſtehende wichtige Hackfruchternte überall dort zur
Anwendung kommen und mit allen gebotenen
Machtmitteln durchgeführt werden, wo Un
verſtand, Starrſinn und Eigennutz das
Gemeinwohl gefährden. (Lebhafter Beifall bei den So-
zialdemokraten.)

zugeben.

rn

ver große ötrell in England
Das Reut Bureau meldet aus London, einem von
Downing Street ausgegeebnen amtlichen cht
Beſſerungen im Eiſenbahndienſt erzielt worden ſeien.
kleine Sabotagefülle ſeien gemeldet worden. einer
c
kanntma e erung die Bevauf, die Sparſamkeit im Verbrauch aller Lebens-
mittel, i ch, zu üben und den Petroleum und

i der Geſamtheit äa
über nbahnerſtreik, daß die Lage ſich ſtändi ere.Dchreg lin ad Omnibus- Stra ar
und Autodroſchkenführer in den Ausſtand treten würden.

London, 30. Sept. (Reuter.) Es verlautet, daß
der Transpprtarbeiterverband die Beſchlußfaſſung über
den Streik auf morgen verſchoben hat.

Die ruſſiſche sowjet Regierung will ghdanken?

Amſterdam, 30. Sept. Das Preſſeburean „Ra
dio“ meldet aus Lyon, daß in Waſhington amt
liche Nachrichten eingetroffen ſind, nach denen die
ruſſiſche Sowjet regierung bereit wäre, Frie-
densver handlungen unter folgenden Bedingungen einzuleiten: Abdankung der Sowe

etregiernung, Einſtellung der Hinrichtungen, Ab-
e des Terrors und Erteilung eines Freigeleits

r Wwiſtenführer, darunter Lenin, Trotzki und
inowjew, die ſich vach Südamerika begeben wollen.

Dieſer Vorſchlag der Bolſchewiſten ſolle den franzöſi
ſchen und amerikaniſchen Diplomaten in einem neu
tralen Lande übermittelt werden. Man glanube, daß
Wilſon eine nene Regierung nicht vor dem Zuſammen-
tritt einer verfaſſunggebenden National-
verſammlung in Rußland anerkennen werde.

Die Meldung klingt reichlich un wahrſcheinlich und
iſt trotz ihrer Berufung auf amtliche Quellen mit Vor
ſicht aufzunehmen.

Volſchewiſtiſche Archivöffnnng.

Als die Bolſchewiſten ans Ruder kamen, haben ſie
ein paar ſenſationelle Akten aus den ruſſiſchen Staats
archiven publiziert. Seit langer Zeit aber iſt nichts
mehr gekommen. Ein Berliner Blatt veröffentlicht jetzt
eine Meldung, die dieſes Schweigen einigermaßen er-
klärlich macht. Danach hat die ruſſiſche Archivkommiſſion
einen Bericht über die bisherigen Ergebniſſe ihrer
Arbeiten veröffentlicht, in dem ſie die bedauerliche Tat-
ſache konſtatiert, daß eine ganze Anzahl der wertvollſten
Archive unver öffentlicht verloren gegangen iſt. So
wurden z. B. die Archive von Petersburg, Moskau, Sa-
ratow und Minſk als Makulatur nach Gewicht verkauft.
Allerdings ein ſehr bequemes Verfahren, die Archive zu
öffnen. Jn bolſchewiſtiſch regierten Ländern liefern
manchmal die Tatſachen eine ſehr merkwürdige Begleit
muſik zu den großen Worten der Regierenden.

Die Abſtimmungen um Luxemburgs Zukunft.

Luxemburg, 1. Okt. (Havas. Reuter.) Nach dem
endgültigen Ergebnis der Volksabſtimmung haben von
125 775 eingeſchriebenen Stimmberechtigten 90 485 ge
ſtimmt, ungültig waren 5113 Stimmen. Für die Groß-

S Charlotte ſtimmten 66811, für eine andere
roßherzogin 1286, für eine andere Dynaſtie 889, für die

Republik 16 885. Bei der Abſtimmung über den wirt-
ſchaftlichen Anſchluß waren von 82375 abgegebenen
Stimmen 8609 ungültig. Für Belgien erklärten ſich
22 242, für Frankreich 60 135.

Die Verhandlungen im Verliner Retoallarbeiterſtreik.
Wie der „Vorwärts“ berichtet, hat bei den geſtrigen

Verhandlungen im Reichsarbeitsminiſterium der Mi-niſter den Vorſchlag gemacht, beim Miniſterium einen
neuen Schlichtungsausſchuß einzuſetzen, beſtehend aus je
drei Parteivertretern und einem im Einvernehmen mit
den beiden Parteien vom Miniſter zu beſtimmenden
Vorſitzenden.

Berlin, 2. Okt.
wurde beigelegt.

Die Kriſis im Zeitungsgewerbe
noch nicht zu verabſchieden, ſondern ihnen Gelegenheit zu geben,

J J T
Von zehn bis zwanzig

Roman von Karl A. Meyer.
Nachdruck verboten.)

Er hielt inne und ſah den Jnſpektor an. Da dieſer nichts
erwiderte, fuhr er fort:
„Wollte ich die Ordnung wieder herſtellen, ſo konnte ich mir

nicht anders helfen und da wird der da eins mit abgekriegt
haben. Es iſt nicht hell auf dem Schlafſaal und die Kerle
zingen nicht auseinander und da wird aus Verſehen der auf
ſeine Backe

Der Herr Inſpektor wandte ſich von ihm ab und ſchritt lang-
ſam die Bankreiten durch, die Hände auf den Rücken gelegt.

Jetzt blieb er ſtehen und befahl erregt: „Herr Aufſeher Sprin-.
r, behalten Sie morgen Sonntag von zwei bis vier Uhr den

Jungen unter Obhut! Daß er mir nicht hier herumläuft, wenn
Se gern da und ihr Mitleid zu erregen ſucht. Die
Beſuchsgäſte belöſtigen! Das fehlte noch. Sie haben mich ver-
ſtanden. Sperren Sie ihn mit der Schwiele, die er ſich durch
ſeinen Ungehorſam zugezogen hat, in den Arbeitsſaal. Und wenn
jemand ihn beſuchen kommt
u z hat keine Angehörigen, die zu ihm kommen,“ warf der

ufſeher ein.
„So. Tun Sie, wie ich geſagt habe. Und was die Schlägerei

der vergangenen Racht betrifft, ſo werden Sie Mittel und Wege
finden, um die Rädelsführer herauszubekommen. Sie erſtatten
mir Meldung darüber. e will, daß die Knaben in Frieden
miteinander verkehrenl“* Er ſtampfte mit dem Fuße. „Und
immer ſind einer oder zwei darunter es iſt der Geiſt der
Zwietracht und des Aufruhrs in dieſe Rotte gefahren! Ich werde
wohl oder übel ein Exempel ſtatuieren müen Die Bande
wächſt einem über den Kopf zuſammen Roller!“

Doch er beſann ſich eines andern, lenkte die Augen ab von
Roller und ſchritt mit feſten Schritten zur Tür hinaus.

Der Aufſeher trat zu Roller. „Freundchen, kannſt von
Glück reden, daß dich der Herr r nicht rausgelotſt hat.
Warum tuſt du denn nicht das Maul auf und ſagſt, was los
war? Warſt wohl ſelber dabei? He? Brauchſt s nicht zu ge
ſtehen, heut abend weiß ich's und morgen werd' ich alles melden.“

Der Gartenauffeher Heyperger kam herein. Springer machte
ihn mit dem Reueſten vertraut und führte ihn zu dem Jungen
hin, der des Jnſpektors Aufmerkſamkeit erreat hatte. s

„Da, ſchaun Sie her. Der Duſſel mußte natürlich ſeinen
Kalbskopf gerade dort hinhalten. wo der Roheſtock fleckte.“

„Und du, Hardt, wie ſiehſt du denn aus? Ei, laß doch ſehen!
Auch mit dabei Srelen wie? Du darfſt dich aber ſehen laſſen,
haſt s gehört! Oder willſt du behaupten, das ſei der Stock ge
weſen Da will ich nur mit dem Herrn Jnſpektor reden, daß er
dich noch vor der Schulanmeldung zurückbehält. Scheinſt ſo ein
Raufbold zu ſein! Jch werd' dich mir beſonders anempſehlen.
Wer hat dir denn das Geſicht ſo zugeſtutzt, wie

„Wer das war, weiß ich nicht; ich kennen keinen.“
„Hm. Ra, werden ja ſehen. Das übrige mag der Herr Jn-

wektor unterſuchen. Fertig?e Hornheim, beten!“

Am Spätnachmittag Sonnabends war große Reinigung
leitete Aufſeher Springer das Baden.

Die Knaben ſtellten ſich in der Stube in langer Reihe auf, wo
jeder ſeine friſche Leibwäſche erhielt.

Gruppenweiſe, wie die Jungen abgezählt waren, ging dasBaden vor ſich. Wenn die einen aus den Wannen ſtiegen, gingen
die anderen hinein. Es badeten je zwei Knaben zuſammen.
Wenn ſie fertig waren. kletterten ſie auf die Bänke uſid trock-
neten ſich an ihre altwaſchenen Hemden.

Aufſeher Springer fand die Raufbolde von geſtern abend alle
raus. Mit dem Notizbuch und dem Bleiſtift in der Hand
ellte er ſich vor die Knaben, wenn ſie zum Baden nackt in einer

Reihe an den Wanndn ſtanden, ging um ſie herum und betrachtete
ſie von allen Seiten. Weſſen Körper außer auf dem Geſäß, wo
die vorſchriftsmäßige Prügelſtelle war, irgendwo neue Schwielen
orfwies. der wurde notiert, denn die hatte er ſich geſtern abend
geqgolt.

Die Menge der roten Striemen, mit denen die Jungen ge-
zeichnet waren, erfüllte ihn mit Befriedigung. Er zählte die
Ramen zuſammen, es waren an die zwanzig.

„Ei, alen den Roller an, den Aufſſichtführenden vom
oberen fſaal! Wo haſt du denn die lieblichen Streiſchen.
da her, wie? bei tippte er mit dem Bleiſtift ein paarmal
an die dickſte wiele. Roller verzog das Geſicht zu einer
ſchmerzlichen Grimaſſe; bei jeder Berührung te ſein Arm
wie unter einem neuen Hieb.

v der tiefe Schlaf geſtern abend!“ ſagte Herr Springer
und lachte. „Jeht verſteh ich s. Freundchen, ich werd' ein kleiſes
Kreuz hinter deinen Namen machen. Ein ganz kleines Kreuz
enügt. Das erinnert mich, ich dem Herrn Jnſpektor was

deres erzählen will. Man wird zu ſelbſtdewußt, ſagte

ſh W Weggehen, „ein gelinder Dämpfer kann der Kröte nichts
aden.“
Als der Jnſpektor am Sonntag früh zur Türe hereintraz,

wagten zwanzig Sünder kaum die Augen aufzuſchlagen. Aber
des Jnſpektors Angeſicht war heiter und es glättete ſich noch
mehr, als er niemand an der Bettnäſſerwand ſtehen ſah (das
geſchah im Jahre höchſtens zehnmal, die drei hohen Feſttage
eingerechnet, an denen grundfätziich keiner gemeldet wurde, und
wenn zehn Mann in ihren Betten davongeſchwommen wären).
Der Herr Inſpektor liebte es, des Sonnrags früh vor der an-

dächtigen Kinderſchar eine Art Erbauungsrede zu halten, erfüllt
von hohem Verantwortlichkeitsgefühl, das den ehemarigen Polizei
wachtmeiſter beſeelte. Er flocht Bibel- und Geſangbuchſtellen in
ſeine Rede und ſprach von der Liebe ſelbſtloſer, edler Menſchen,
die heimatloſen Kindern hier in der Anſtalt eine zweite Heimat
gegeben haben und daß man ihrer in Dankbarkeit und Verehrung
gedenken müſſe. Das heimloſe Menſchentind ſei wie das Weizankorn in der Wüſte, das der Wind verwehete, auf daß es utht

tragen könne hundert- und tauſe.dfältig. Die aber eine
tätte gefunden haben in der Anſtalt, wo ſie reichlich genährt,

ordentlich gekleidet und gepflegt und zu braven Menſchen er
zogen würden, ſie wüchſen auf zur Ehre Gottes. Eine Rotte
Korah aber ſei in die Anſtalt gekommen, um Hokuspokus
Zwiebelrohr! in dem ſtillen Frieden unſrer Mauern das
per zu oberſt z kehren. Heute wolle er noch einmal Gnade
ür Recht walten laſſen und den Beteiligten an der Schlafſaal-
chlägerei die Strafe ſchenken.
wiederholen ſollten er brauche wohl nicht deutlicher zy
werden

„Sonſt liegt weiter nichts vor für heute
ein,“ ſagte Aufſeher Springer mit verhaltenem Aerger.

ozu iſt all ſein Eifer nütze geweſen? Aber verſteht es
der Inſpektor nicht, die Bengels an der Kandare zu halten, gut,ſo wird er es tun, Springer. Ein Appell, für elf Uhr angeht

wird für die nötige r ſorgen.
Nachdem der Inſpektor die Stube verlaſſen, kommandierte er:

„Um eif Uhr draußen im Hof antreten mit allen Sachen
Die Knaben ſahen einander an; um ihren Sonntag vor

mitge 77 Tr r ſein wollte, mußte die
i ein t und mit den Sachen

e, en.Stroh balie die ſt.
eit ausnützen und mder Kleinen, die er h

„Dem hau ich mal eins in die
Freſſel Kannſt dich drauf verlaſſen.“

(Fortſetzung folgt.)
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links recht iſt, kann uns

Iugendblldnet.

n dieſen Tagen tritt der 1. Bundestag der deutſchatinlee ugenb zuſammen. Namhafte Männer aus
ſeſem Kreiſe, u. a. Hindenburg, Ludendorff, Grafeſtarp, Oberſt Reinhardt, haben in kurzen Worten die

end auf die Bedeutung ihrer Aufgaben hingepte en.a Endziel iſt natürlich die Wiedererrichtung des alten
tſchen Reiches „im neuen Glanz und neuer Herrlich

ſeit“. Wir kennen die Argumente der Deutſchnationalen
im Kampfe gegen die „Verräter am Vaterlande“ undbrauchen ſie er nicht zu wiederholen. Was aber
Profeſſor er der Jugend zuruft, verdient doch er-
wähnt zu werden. Er ſagt: ir müſſen erleben, daß

nene e Sen gibt, die unſerem Volke einres riege und müſſe ſeine Schuld büßen.uld an dieſem
aterlande, nur wert, ee ſind Verräter am nnicht angeſehen oder gar angehört zu werden. edes

Wort eines Kommentars würde die Wirkung dieſer
Blüte deutſchnationaler Jugenderstehung abſchwächen.
Bemerkt ſei nur, daß re Leute ihre Bildung auf deut
z Hochſchulen gen en haben. Einen t rchlag kann man dieſer ſahen wen ſie ja bekanntlich
in Erbpacht genommen haben, ſchwerlich verſetzen.

Sehr vptimiſtiſch über die Dauer der Herrſchaft des
Sozialismus äußert ſich ein Oberſt Bauer, indem er
ſchreibt: „Wir haben eine Zeit, u ott will, faſt hinter
uns, in der die Jrrlehre der alles gleichmachenden und
alle Kulturwerte negierenden Sozialdemokratie im Verein mit ihrem ſcheinbaren en dem Kapitalis-
mus, die Welt beherrſchte. Beide böſen Geiſter zogen
den Materialismus und Egoismus groß und erſchlugen
8 die edelſten en gend, den Jdealismus, dieerantwortungsfreudigkeit, das Pflichtgefühl und diewahre Wottes urcht.“ Wir möchten, um dem Herrn
Oberſt bittere Enttäuſchungen zu erſparen, verſichern,
daß „digf Jrrlehre der alles gleichmachenden und alle
Kultürwerte negierenden Sozialdemokratie“, von der
der Herr Oberſt offenbar abſolut keine Arrzng V erſt
am n ihrer Herrſchaft ſteht. Sie wird durch
ſetzen, wird über die Kinder des Kapitalismus, dem
Materialismus und Egoismus mitſamt ihrem Vater
und ſeinen Anbetern triumphieren und die Menſchheit
zur Verantwortungsfreudigkeit erziehen und ihr Pflicht-
efühk ſtärken. Beide werden ſo ſtark werden, daß dieLülker ſich nie mehr willenlos unter das Zepter unver-

antwortlicher Marionetten beugen werden.
Für eine Jugend h die ihre Erziehung Leuten

einer
alten

vom Schlage des Herrn Schäfer anvertraut, haben wir
Kur bedauerndes Mitleid übrig.

Armer Roske.
Reichswehrminiſter Noske iſt wirklich ein ſehr be

outernswerter Menſch. Niemandem kann er es recht
machen. Die Kommuniſten und Unabhängigen nennen
ihn fortgeſetzt einen Verräter an der Arbeiterklaſſe und
am Sozialismus. Selbſt in der eigenen Partei iſt man
nicht mit ihm zufrieden, denn weite Kreiſe werfen ihm
vor, daß er ſich W um die Grundſätze der Partei
kümmere und eine Politik treibe, die den Ruin der
Sozialdemokratie bedeute. Auf dem letzten Fegtenge
eantragte man nicht nur Noske zu veranlaſſen, ſein

Mandat niederzulegen, man wollte ihn ſogar aus der
Partei ausſchließen und unlängſt haben es „Sozial-
demokraten“ im Lande des Ochſenkopfes fertig gebracht,
inen Beſchluß zu faſſen, wonach ſich die Partei nicht an
nem bevorſtehenden Empfang des Reichswehrminiſters
eteiligen ſoll. Am meiſten hat man noch auf der rechten
eite Verſtändnis für den vielgeſchmähten und beſtge-
aßten Mann der deutſchen Republik. Aber trotzdem
ann die „Poſt“ nicht umhin, im Anſchluß an ſeine be-
annte Rede vor den Berliner Parteifunktionären zu
chreiben: „Die Noskeſche Politik ſteht nach wie vor in
rſter Linie im ichen der Partei, und die pflicht-

wußten monarchiſchen Offiziere ſind ſomit Opfer ihrer
alten preußiſchen r e nSo ſteht alſo im Kampf um Noske Meinung gegen
Meinung. Soviel wir aber unſeren „Bluthund“ kennen,
wird er ſich verflucht wenig aus all dieſen Kritiken und
Mahnungen machen. Wie alle ſozialdemokratiſchen Re
re t gleer und mit ihnen der weitaus größteeil der Partei, wird auch er nicht nach rechts, nicht
nach links und auch nicht nach hinten ſehen, den Blick
geradeaus gewandt werden wir gemeinſam auf das eine
große Ziel losmarſchieren: Die Errettung des Landes
aus dem Chaos und die Errichtung der ſozialiſtiſchen
Republik! Ob das den Spartakiſten von rechts und von

leichgültig ſein. Für uns iſt
die Hauptſache, daß das Volk als Ganzes Nutzen davon
hat und das hoffen wir. Allgemein hat nach Noskes
Rede bei den Berliner Parteifunktionären ein Wut-
geſchrei von rechts gen Noske eingeſetzt. Dieſes Wut-
eſchrei von rechts iſt wohl ein deutliches Symptom da-
r, daß ſich unſere Parteigenoſſen mit den Grundſätzen,

e Jene am Sonntag entwickelte, wohl zufrieden ſein
nnten.

velüſtigung des heſſiſchen Miniſterpräſidenten durch
Franzoſen.

3 Worms wurde der heſſiſche Miniſterpräſident,
wie das „Berl. Tagebl.“ meldet, durch die franzöſiſche
Beſatzungsbehörde beläſtigt. Der franzöſiſche Oberſt er-
lärte ihm, daß es ſich um ein Mißverſtändnis handele
nd ſprach ſein Bedauern aus.

Zuſammentritt des bayriſchen Landtages.
München, 1. Okt. Der bayeriſche Landtag trat Mitt-

238 a taß wieder km Landtagsgebäude, das durch
Soldaten der Reichswehr militäriſch geſichert war, zu
ſammen. Präſident Schmidt eröffnete die Sitzung mit

kurzen Anſprache, in ber er de vwgeorbneten m
Heim willkommen hieß. Darauf trat das Haus

in die Tagesordnung ein und gene g die Regie
rungsforderung von 50 Millionen Mark zum Ankauf
von Lebensmitteln. J

Buntaftagen in der Rationalverſammlung

WTVB. Berlin, 1. Oktober. Am Miniſtertiſche: Dr.Bell. Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr
25 Minuten: Fortſetzung der

erſten Beratung des Tumultgeſetzes,
Abg. Dr. Graf zu Dohna (D. Vpt.): Der gegenwärtige

Zuſtand iſt unhaltbar. Die Geſchädigten ſind in der S
Notlage. Wir ſchlagen den Verfaſſungsausſchuß zur Behand-
lung der Vorlage vor.

Abg Cohn (U. S.): Jch halte es für richtig, wern man
das Reich haftbar macht, es aber ermächtigt, die Koſten auf-
zubringen durch Zuſchläge zur Einkommenſteuer der Höchſt
beſteuerten.

Der Geſetzentwurf wird einem Ausſchuß von
ch in b der Interpellation Dr. Heis folgt die ratung der Jnterpellation Dr. nze
und Genoſſen betreffend

die deutſche Valuta.
Abg. Dr. Hugo (D. Vpt.) begründet die Jnterpellation.

Den letzten Stoß hat unſere Valuta durch die Politik
des Reichsfinanzminiſters erlitten, der von der
Möglichkeit eines Staatsbankrotts ſprach, mit der Abſtempe
lung der Noten drohte und ſo weiter. Wie iſt es mög-
lich, daß der Miniſter noch am Platze iſt? (Lärm
im Zentrum.) Der Wille zur Arbeit wächſt. Die Regierung
muß mit äußerſter Schärfe für Ruhe und Ordnung ſorgen,
damit das Ausland zu uns Vertrauen gewinnt.

Keichsfinanzminiſter Erzberger:
Der Vorredner hat kein Mittel genannt zur Hebung der

Valuta, das wir nicht ſchon in Angriff genommen hätten.
Die Erhöhung des Kurſes nach dem Vekanntwerden der Rück
gängigmachung des Nötenumtauſches war minimal. Geſtern iſt

mit Holland ein Valutgabkommen
abgeſchloſſen worden. Eine Arbeitslofenverſicherung iſt in
der Ausarbeitung begriffen. Bis dieſe Geſetz wird, muh
Arbeitsloſenunterſtützung gezahlt werden. Die Valuta ſank
im Auguſt darum, weil viele Millionen Papiermark aus
dem Oſten in der Schweiz auf den Markt geworfen wurden.
Wir müſſen mit der Aufhebung der Zwangswirtſchaft ſehr
vorſichtig ſein. Die Einfuhr von Tabak wird geregelt werden.
Wir müſſen uns mit den Nachbarländern auf Warenaus-
tauſch einſtellen. Jnternationale Abmachungen ſind nötig zur
Sanierung des europäiſchen Geldweſens zwiſchen Europa
einerſeits und Amerika andererſeits. Das

deutſche Volk arbeitet zu billig für dasAusland.
Dieſe Unterbietung auf dem Weltmarkt muß aufhören. Eine
Regulierung muß herbeigeführt werden teils durch Selbſt
hilfe, teils durch Regierungsmaßnahmen. Unſere Valuta
kann nicht geſunden, wenn die Kapitalflucht ſo fortgeht. Es
wird mit der größten Strenge dagegen vorgegangen werden.
Die Steuerreform muß ſchnellſtens verabſchiedet werden, da
mit auch das Ausland ſich überzeugen kann, daß Ordnung in
unſerem Staate herrſcht.

Die Arbeitsluſt ſteigt.
Wir dürfen hoffen, daß es dabei bleibt. Die Politik der
al der Lebensmittelpreiſe wird fortgeſetzt werden.

all.
u Das Haus tritt in die Beſprechung der Jnterpella

on ein.
Braun-Franken (Soz.): Der Forderung des Abgeord-

neten Hugo auf weitere Aufhebung der Zwangswirtſchaft
kann ich nicht beiſtimmen. Wir haben die verhängnisvollen
Folgen beim Hafer und beim Leder geſehen. Wenn der
Sturz des Markkurſes im Jnlande nicht ſo erheblich iſt, ſo
verdanken wir das nicht Herrn Hugo und ſeinen Freunden,
ſondern der Planwirtſchaft des Finanzminiſteriums.

Die Notlage auf dem Geldmarkte iſt eine europäiſche Er-
ſcheinung. Es iſt aber lächerlich zu ſagen, daß alles bei uns
beſſer ſtünde, wenn wir eine andere Regierung hätten. Das
traurige an unſeren wirtſchaftlichen Verhältniſſen erklärt
ſich ganz natürlich aus dem Krieg und ſeinen Folgen. Der
einfachſte Mann weiß. daß wir vor dem Kriege unſere
Waren nicht mit Gold oder Wechſel bezahlt haben, ſondern
mit Waren. Heute, wo wir nicht genügend produzieren
können befinden wir uns in der traurigſten Lage. Uns
fehlen Rohſtofſe. Erfreulich aber iſt wie der Finanzminiſter
Grzberger hervorgehoben hat und wie ich beſtätigen kann,
daß die Arbeitsfreudigkeit bei den deutſchen Arbeitern un
unterbrochen im Steigen begriffen iſt. Hier beginnt der Ge
ſundungsprozeß. Waren es die oberen Klaſſen, die uns in
den Krieg geführt haben, ſo wird es die Arbeiterklaſſe ſein.
die Deutſchland wieder hoch bringt. Auf dieſe Weiſe wird
die Valutafrage am beſten gelöſt. (Lebhaftes Bravo bei den
Sozialdemvkraten.)

Abg. Gothein (Dem.): Die Valuta kann nur gehoben
werden durch Schaffung von Auslandsware, durch
Arbeitswillen und geordnete Finanzwirtſchaft.

Reichsfinanzminiſter Erzberger: Solange die Entente
uns nicht Herr unſerer Zollgrenzen im Weſten werden läßt,
ſolange kann unſere Wirtſchaft nicht geſunden. Dabei hat
die Entente keinen Vorteil von dieſem Zuſtande.

Abg. Schiele (Dn.): Es iſt
eine ungeheuerliche Leichtfertigkeit,

ſagen, unſere Jnduſtrie werde ſich nach dem Friedensu ſchon ſicher aus eigener Kraft erholen. Das iſt nicht

möge wenn die Sozialiſierung droht.
g. Bolz (Ztr.): Die Regierung ſieht wohl die Unhalt-

barkeit unſerer Zuſtände und ſieht, was uns nottut. Aber
ihr fehlt die Macht. Am Fallen der Voluta ſind viel weniger
politiſche als wirtſchaftliche Umſtände ſchuld. Beſchränkung

Ueiden Sonnabend den à. Oktober

la W tag g Uhr m feiertagshalber
re Verkaufsräume und Kontore

geschlossen.

ver Ei GreiKredites können uns alleint das Haus. Fortſetzung morgen1 u r ſegek s 13. Han Vor

Preußiſche Landesverfammum

WTVB. Berlin, 1. Oktober. Am Miniſtertiſche: Dr. Südekum.räſident Leinert eröffnet die Sitzung ar Uhr 25 Min,
enkſchrift über die Gewährung einer

neuen einmaligen Teuerungszulasge
an unmittelbare Staatsbeamte, Lehrer uſw. in Verbindung mit

Die

Mittel und den dazu geſtellten Anträgen geht zur Vorberatung
an den Haushaltsausſchuß.

Auf eine förmliche Anfrage der Sozialdemokraten über
die Kohlennot

im Leinengewerbe erwidert 4
ein Regierungsvertreter, die Regierung werde alles verfucheg

um dem Leinengewerbe zu Hilſe zu kommen.
Nach kurzer Ausſprache wird die

zweite Haushaltsbeſprechungsausſprache
betm Hinanszminiſterium fortgeſetzt.

Aba. Cunow (Soz.) gebt auf die
reform ein. Der Reichsbedarf wird jährlich etwa 172 Milliard
erfordern, wozu noch jährlich 8-10 Milliarden Abgaben an d
Entente kommen. Die Vermögensabgabo des Erzbergerſ
Planes t noch nicht weit genug. Sie muß ausgebarwerden, daß ſie zur wirkſamen Vorbereitung dec e
wird. Durch Uebergang der Steuerhoheit auf das Roich wird

Seeg. emp t wutKrie ehe auch in eine Aktien-
geſellſchaft zur Stütze der Ländesanleihen zu errichten

Abg. Söfler (Dem.): Was die Beamten von don Anav
hängigen zu erwarten haben, hat die Rede dos Abgeordneten
Leid geseigt, der ſich

offen gegen die lebenslüngliche Anſtellung
ausgeſprochen hat. Die Rechte ſollte ſich bewußt datz an
einen Treueid der Beamten unter Vorbehalt nicht gibt. Wir
erwarten, daß die Regierung uns endlich den Entwurf eines

tritt jür die Beſſerſtellung
Beamtenrechts vorlegt.

Abg. Mayer-Herford (D. Vp.
der Beamten, ferner auch für die Abkürzung der Supernumerar
seit ein; ferner für die Kriegsteilnehmer und für die Erleichte-
rung der Sekretärvrüfung. Die Teuerungszulagen werden mehr
oder weniger penſionspflichtig ſein müſſen.

Donnerstag 12 Uhr: Fortſetzung. Voratung von Verord
nungen.

Lebensmittel-Kualender.
Ein Viertelpfund Flei Be Der gar nae an

wird in dieſer Woche auf 125 Gramm Kinder unter 6 Jahren
die eiß feſtgeſetzt. Es werden 55 Rinder- und Schweinegefrierfleiſch ausgegeben. Der Ver auf erfolgt Sonnabend, den

4. Oktober, durch die Fleiſcher; die braucher beziehen das
Fleiſch bei den l bei denen fie zur Kundenliſte anmeldet gegen Abtrennung der reſtkichen Fleiſchmarken
die Woche vom 29. 9. bis 5. 10. d. Js. Die Marken ſind zu 100
Stück gebündelt in Umſchlage, auf dem die Firma
und die Zahl der Marken zu vermerken iſt, bis zum 7. 10. an den
Stadternährungsamt, 1. Obergeſchoß, Saal links, abzulieſern. Der
Kleinhandelsverkaufspreis beträgt für 125 Gramm 1 Mark.

Wurſtkonſervenverkauf. Jn ver laufenden Woche werden bei
den Fleiſchern je Kopf 125 Gramm Wurſtkonſerven Kinder unter
6 Jahren die Hälfte) verabfolgt. Der Verkauf erfolgt Sonn
abend, den 4, Oktober. Der Verkaufspreis beträgt für 125 Gramm
1,45 Mark. Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marken 1A,
1D, bei den Kinderkarten der Marken 1A und B, der Reichs
ſei glatten für die Woche vom 29. 9, bis 5. 10. zu eriolgen. Die

erkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten gebündeß
im Stadternährungsamt, 1. Obergeſchoß, bis 7. 10. abzuliefern.
Gefäße ſind mitzubringen.

Karte ffelgraupen und Feldzwieback. Auf Grund der Bun
desrotsverordnung vom 25. September /4. Rovember 1916 wird
der Verkauf von Kartoffelgraupen und Feldzwieback wie folgt
regelt: Der Verkauf beginnt am Freitag, den 3. Oktober.
können für jede Perſon eines Haushalts 24 Pfund Kartoffel-
graupen Gerte und 75 Gramm Feldzwieback abgegeben
werden. Der Verkaufspreis beträgt für Kartoffelgraupen 1,80
Mark und für Feldzwieback 1,30 Mark für das Pfund. Die Käu

ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die Ware einz
aufen, bei welchen ſie für den Verkauf von Kolonialwaren in die
Kundenliſten eingetragen ſind. Der Verkauf der Kartoffelgraupen
erfolgt unter Abtrennung der Marke 406 und der Verkauf des
Feldswieback unter Abtrennung der Marke 407 des Warenbezug
ſcheines 25. Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken a
Hunderten gebündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22,
1. Saal links, binnen 8 Tagen unter Angabe ihres
Reſtbeſtandes einzureichen. Zuwiderhandlungen unterliegen der

nach S 17. der Verordnung vom 26. September 4. Ro
vember 1915.

Städtiſcher Verkauf von Schokolade und Kakao an Kinder
bis zu 12 Jahren in der Talamtſchule am Freitag, den 3. Oktober.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnbaber der Lebensmittel
ſcheine mit den Nummern 63 501 bis 68 000 vormittags von 8 bie
12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 68001 bis 74 000 nach-
mittags von 2——6 Uhr. Es kann gegen Vorlage des Lebens-mitteſcheines auf jeden Abſchnitt R des beſonderen Bezugsſcheines

für Kinder bis zu 12 Jahren eine Tafel Schokolade oder ein
Paket Kakao (80 Gramm) zum Preiſe von 1,60 Mk. abgegeben
werden. Familien mit einem Kinde erhalten eine Tafel Schoks
lade, Familien mit zwei Kindern eine Tafel Schokolade und ein
Paket Kakao, Familien mit drei Kindern zwei Tafeln Schokolade
und ein Paket Kakao, Familien mit vier Kindern zwei Tafeln
Schokolade und zwei Pakete Kakao uſw. Abgezähltes Geld iſt
bereitzubalten.

Verantwortlich für Politik, Partejnachrichten und Lokales Seydevwigt,
für „Aus der Provinz“: K. Oarbe, ſür den Anuzeig ilhe lnHerzig, ſämtlich in Halle. Druck und Verlag der Volkeſtimme G. m. b. H.

in Halle, Gr. üirichſtraße 27.

Spothon-Tabletton, t
Versand- und Verkaufsetelle C. Rlappenbaoh, GummiHalle a. S., Gr. Ulrichstraße 41. e
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mann. Bräfre, Hecht. Herder e, voffmann, Xon-Bekanntmachungen für Halle D. 6. ein Seele re4 arkt. Großkoten, Roßkberg. Reichar ur von Kartoffelbezugs cheinen für dolph. Schmidt-Biiterfelder Str. SchmidiGer-
sen en nicht mehr angenommen werden, da die titzerſtr. Voigtmann, Werner-Eilenburgervon der Provinzialkartoffelſtelle dem Saalkreis a er Lie- Straße Werner-Holzſtraße, Worch-Eiſenbahn-

e d 5 Aera er gert s W frage Der Magiſtraterre t die Kre artsberga, Querfurt, De un ber 1919.r r 9u3 re r h e eräge auf Ausſtellung von Bezugsſcheinen müſſen jedoch ſpä- n akeſtens bis Sonnabend, den 10. Oktober, in den ſtädt. Marken ch ch f ßeuftellt werden. Nach dieſer eit können Anträge Amt e Bekunntmng Ungen ſt Wei el.

vorausſichtlich keine Berückſichtigung mehr finden. Schulferien.Salle, den 2. Oktober 1919. Der Megiſtrat. Die diesfährigen Herbſtſerien in der Bürgerſchule, den vier
Volksſchulen und der Hilfsſchule finden vom 18. Oktober bis

Amtliche vekunntmachungen für den Gualkreißs. hen c dabend. den 13 lieber d. J.
Wiederbeginn: Dienstag, den 28. Oktober d. J.

Bekanntmachung. CDurch Verfügung des Herrn Regierungs Präſidenten zu Weißenfels. den 30. Sept 1919. Se o rat
Merſeburg iſt die Polizeiſtunde noch bis einſchließlich 31. Oktober

d. J. auf 11 Uhr feſtgeſetzt worden. Ferien der Fortbildungsſchule.Halle. den 28. September 1919 Die diesfährigen Herbſtferien der gewerblichen Fortbildungs
Der Landrat des Saalkreiſes. ſchule finden von Freitag. den 17. Oktober bis Dienstag,. den
J. V. Haaſe Rechnungsrat. 29. Oktober d. J. ſtatt.

Amtliche
Schulſchluß: Freitag. den 17. Oktober. abends 9 Uhr.

lanntmachungen für Delitſch. Bern fei e den 30 Seht Mi Der Magiſtrat.
Lebensmittelverkauf. Marmelade von Freitag. den 3 d. M. Kleinhandelspreis für weißen Kandiszucker.

auf Abſchnitt 99 der Lebensmittelſcheine je 4 Pfund für 25 Pfg. Jnfolge E. höhung des Herſtellerpreiſes durch das Preußiſche
bei Abendroth Aue, Beier, Blättermann. Bie-Landeszuckeramt wird der Kleinhandelshöchſtpreis für weißen
e .C..ſ..—«-=«—LLAAI.lLICCC.:e GCAo..LLLLICCCaIIIC&:kücccecc

u WOperettentheater.
Anf.

Antang 8 Uhr: tannerli.
Zum 46. Male:

Max und Moritz.
Eine Lausbubengesch. Stadttheater Perſonals.

in 6 Aukzugen. Sonntag den 5. Oktober 19.
abends 7 Uhr B.

r Johamnisſeler.Kasse v. 10-1 u. 46.

Freitag, den 5. Okt. 19

en

Alle7 Ed 10 G

um ErklärunSonntag Uhr: S S 9Chalig-Chrater
Gaſtſpiel des

Mimiker.

Hybophon-Virtuosin

mit fram Rivoli,

und den anderen vorzügl. Kräften. Außerdem

III
Ein Varietèsketschaufgeführt vom Hoffmann -FEnsemble. S Jnhabe J Fr itz Rlöpzig.

Zur Anfertigung gutsitzender

f e 1919 wird mit dem Fall Meſeberg eine
befh'x bunte Bühne l Fabrik Sch in Verbindung

mann gebracht.räglich das Es handelt ſich dabei nicht um meine
Rieson-Oktober-Programm Firma.

S Jch warne daher Jedermann vor Ver-
dächtigung, da ich gegen jeden Fall, der mir bekanut

framigta von an besehu. Wiling, D wird, gerichtlich vorgehen werde.

T

e e8 x v I W 6 d 4 e J Wa e c d 72 J e a n e r xt r 7 5 5 c c z d re e erS Be V e eger d R J e eö,e e mee e c e7 e e e Wer 7 W e er e W. e S e 2 e. à We a e h Jsaubere Frbeit mässige Preise
empfiehlt sich

W. Wildenhain, r en

Jm Umlauf befimdliche Gerüchte und anonyme
Drohungen veranlaſſen mich zu folgender Erklärung:

Jn Nr. 228 des Volksblattes vom 29. 9.

Scheſfel Brot Fabrik.

k.

4 c 49t ß h rr An 83 e
maKandis vom 1. Oktober 1919 ab auy 75 Wg. ſe Prund feſtgeDie Preiſe für gewöhnlichen Zuck lin und bunte

Kandis bleiben bis auf weiteres unve
Weißenfels den 30. Sept. 1910. Der Magiſtrat.

Fleiſchabgabe. Die Fleiſchmenge für die Woche vom 29. 9
bis 5. 10 1919 beträgt 100 Gramm Fleiſch mit Knochen oder
Wurſt, 80 Gramm Fleiſch ohne Knochen oder Gehacktes. Auf
Kinderkarte die Hälffe: Es haben nur Fleiſchmarken (rote Farbe)
in der Woche vom 29 9. bis 5. 10. Gültigkeit.

Käſeverkauf. Von heute mittag 1 Uhr ab findet in nach
ſtehenden Geſchäften gegen Abgabe der 14. Margarinemarke Ver
kauf von Käſe ſtatt. Auf jede Marke werden 150 Gramm zum
Preiſe von 85 Pfa. abgegeben. Wwe. Reichhardt. Saalſtr. Nr.
24 861-—25 460; Ranpold,. Markt Nr. 25 461--26 060. Der Ver
kauf findet bis 3. d. M. abends 6 Uhr ſtatt.

Quarkverkauf. Von heute mittag 1 Uhr findet in nach
ſtehend aufgeführten Geſchäften gegen Abgabe der 16. Margarine
markte Verkauf von Speiſequark ſtatt. Auf jede Marke werden
200 Gramm zum Preiſe von 56 Pfg. abgegeben. Konſum,
Schillerſtraße 23 226—24 425. Die Abholung hat bis zum 3. Okt.
mittags 12 Ahr zu erfolgen.

Beſchwerden
äber unregelmäßige und unpünktliche Zuſtellung der Volks
t melde man ſofort in der Expedition, Große

Ulrichſtraße 27, damit ſogleich A hilfe geſchaffen werden

M M h S2 0 O. pollTbeater
Hente Donnerstag, Täglich abds. 7 Uhr

abends 8 Uhr vie lustigo Witwo,
I. Geseilschafts- Operette v. F. Lehar.

Konzert. Hanna I. Heim.
Souiſtin: Danilo FOrviner.

Opernſängerin Vorverk. 9 I T.
Julie Stephany Nöhren.

en PeteleIIIIII III für Kinder und
Erwachsene,

Beste Fabrika e. 9093 Sehr preiswert.
Burghardit &Becher, Loiprigerstr.!0,

Reparaturen
von ſämmtlichen

Erſatzteile:
Platten, Roſte, Ringe 57Ehristian 6 preisliste gratis
nur Gr. Klausſtr. 24.Fernſpr. 618. fach eschäftußersand
Auf Firma achten! 7 haus für sanitäre Artikel

fernr. 6545.

9091

Gebrauchte

2 Elebtrisehe
2 Uieht Kraftanlagen

mit Leitungen aus

Kupfer
insta liert wieder

7

7

e 28

derMöbel
Schluss Bei Einkä

biiten wir unsere Parteigenossen und Leser

Ferdinand

ufen Dehne a Garueelen
Gr. Steinstrasse 15. bete c a

Herrenzimmerein-

2108 t. r Halle mII

dunkel Man agont, alles
ſehr gut erhalten. verkauft

friedtieh Peſleke
Geistsirasse 25.

(Alte Partei)
Gegründet 27. März 1689.

O O O

Zu Original Fabrikpreisen
verkaufen wir wegen Umstellung

Restbestände unserer Fabrikate in:
Markttaschen, Einholebeuteln, Schulramzen, uiereſ. Zicher a. Schrift.

Axten-Schultaschan, Rucksäcken, Reisetaschen, e es
Kotforn, Kindertaschen

in unserem Fabrikgebäude u. folgenden Geschäften:

R. Hemning. Gr. Wallstraße 42, H. Mederake 7Nachf., Bufgstraße 65, M. Oppermann, Bern-
burgerstraße Ecke Richard-Wagnerstr, H. Schliebe,
Glauchaerstrabe Ecke Langestraße, M. Steindorkt,

Steinweg 20 a.Krukenber stroße P. Woll.
König Haase, r. Unidinbe gr 30 Mk.

Sprechstunden täglich von 9 u. 4-6 Uhr.
meedes Betriebes die Vollkommen koſtenlos

erhalten Sie Preis iſte hoch Das Organ des Vereins ist die
der Freude und Liebe.

Berlin-Halenſee.
oie, etc.

Uche Mitglieder.

Aarktverkäuſern billigste Berugquelle, auch Partieware o l t

ler und Fräſer
sind in den Versammlungen willkommenHolzbearoeitung alteßähne Der Vorstanga.

Harzer Holzinduſrie Gerurode, kauft täglich von 12-1 Uh

9089 Hermann arca, Gernrode (Harz). Sonmiat, ewig d

jren-AnnahVollſtändige Anzeigen Annahme sich auf die Inserate in der „Volksstimme“ la Erbſenſtioh

Sia ſainereinrichiung Vormittags 10 Uhr. zu beziehen. Schroimühlen
mit weißem Marmor für

i225 B. e empfiehitSpeiſezimmer Eiverge, G. m. b. h.(chwar; Eiche) Gr. Märkerſtr. 5.2600 Mk. x h eJwialemobratiocher Verein

Sekretariat: Holle-Saole, Harz 42/44
1 Treppe, Zimmer 12 Telephon 6900

Volksstimme
Expedition Gr. Ulrichstrasse 27, Telephon 5407.
Redaktlon: Gr. Brauhausstr. 177. Fernspr. 6802,

Aufnahmen für den Verein werden im Sekretariat und in
der Expeniltion der Volksstimme entgegengenommen. Das
Eintritisgeld beträgt 50 Pfg. pro Person. Der wöchentliche
Beitrag beträgt 20 für männliche und 10 Ptg. für weilb-

Versammiungslokal: St. Nikolaus, Nikolaistrasso.

Die Mitgliederversammlung findet ſeden 1. wochim Monat im grossen Saal St. re annt u

Robert Heine, Vorsitzender.
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de suboteure un der Juternmigrule.

n den Tagen der Luzerner Konferenz war bei den
en die Begeiſterung für die 3. Internationale

o groß, wie bei vielen ihrer „Größen“ im Auguſt 1914
ſie Kriegsbegeiſterung. Die ganze Partei ſtand im Be
riff, mit fliegenden Fahnen nach Moskau zu marſchie
en. Dort aber wurden die deutſchen „Revolutionäre“
ehr energiſch abgewieſen, und bitter enttäuſcht blies

man in Teutſchland zum Rückzug. Was wollte man
un tun? Jn Luzern hatte die unabhängige Ver-
retung in aller Form erklärt, mit den eyrheits-

fogialiſten nicht mehr in einer Internationale zuſam
menſitzen zu wollen, in Moskau bekam man aber den
Stuhl vor die Tür geſetzt. Da war es alſo das Beſte,
ich auf ihn und damit zwiſchen die beiden Jnter-
nationalen zu ſetzen. Seitdem iſt in der U. S. P. die
Verlegenheit groß und trotz aller Konferenzen kommt

an nicht zur Klarheit.
Am letzten Sonntag wurde auf der General

erſammlung der Bezirksorganiſation in Berlin ſtatt
her Unabhängigen die Frage aufs Neue aufgerollt.
hilferding hielt das Referat. Ueber die Stellung der
nabhängigen in der Internationale äußerte er ſich

olgendermaßen:
„Wir würden eine merkwürdige Stellung in der Dritten

Internationale einnehmen. Wir wä. en die Prügelknaben der
deut chen Kommuniſten Wix wollen uns nicht den Kommu-
niſten ausliefern, das ſage ich ganz offen. Als neues Moment
kommt hinzu die lonerrevolutionäre Hal'ung der Mehrheits-
ſozialiſten in der ſozialiſtiſchen Revolution. Die Poli.ik, die
ſich in einem Noste verkörpert, hat mit einem irgendeinen
Soziglismus. mag es auch dec rechteſte ſein. nich s mehr zu

Partei geben wir nicht die moraliſche Seütze, daßtun. Dieſer
Dieſenſie mit uns in irgendeiner Körperſchaft ſitzen darf.

Kampf müſſen wir in Genf führen.“
Das veißt alſo ſoviel: Hu die 3. Internationale

önnen wir nicht hinein (ganz abgeſehen davon, daß
rau ſie nicht hineinläßt). Jn der 2. Internationale iſt
ür uns aber nur Platz, wenn man die Mehrheits-
pzialiſſen hinauswirft. Das will man in Genf er-
ichen und Hilferding hofft auf einen Erfolg, denn er
hrt aus:

Ohne die unabhänoige Sozialdemokratie Deu:ſchlands iſt
die Zwele Jnkernationale nicht aktionsfähig. Wir wiüi den
nicht allein herausgehen. wir würden alles mit uns ziehden,
was auf unſerem Boden ſtünde. Dieſe Situation kommt nicht
wieder für uns. Wir müſſen bedenken, daß der deutſche
Sozialismus kompromittiert iſt in der ganzen Welt. Es hieße
die Stellung unnütz opfern. wenn wir nicht nach Genf gingen.
Wir müiſſen kämpfen in Genf Zwei Mögalichkeiten beſtehen.
Entweder Einigung nach links oder Austritt. Aber dann
nehmen wir alles mit. was für den Sozialismus, für vre
Diktatur des Proletariats iſt.“

Das iſt die gradlinige Fortſetzung der Politik, die
e Unablhhängigen hier in Deutſchland ſeit einem Jahre
trieben haben. „Willſt Du nicht mein Bruder ſein,
ſchlag ich Dir den Schädel ein!“ Mit Sozialis-

nus hat das ebenſowenig zu tun, wie mitdemokratie. Wir haben den Unabhängigen immer
ieder geſagt: Ueberzeugt die Mehrheit des Volkes von
rer Jdee, und ihr werdet die Macht im Staate haben.
er ſie werden von dieſer „Forma-Demokratie“ nichts
ſſen wollen. Die hier von Hilferding angekündigte
preſſertaktik iſt genau das Gegenteil von dem, was
als die Aufgabe ſeiner Partei in der Internationale

zeichnete, nämlich: „Die Durchſetzung unſerer Prin-
pien zu erreichen und die anderen Parteien zu dieſem
rogramm Zu bekehren.“ Das bedeutet Anerkennung
er Demokratie und Verwerfung des Terrors. Nur
enn die Ungbhängigen dieſen Standpunkt weiter ver-
eten, werden ſie in der 2. Jnternationale mitarbeitenbinnen an dem großen Wert der Menſchheitsbefreiung.
ber daß ſie öas nicht beabſichtigen, beweiſt das zuerſt
geführte Hilferding-Zitat. Sie wiſſen, daß die Jnter-

ationale ſich auf den Boden der Demokratie e t und
de Diktatur verwirft. Jn Deutſchland aber haben ſich
e Unabhängigen auf die Diktatur feſtgelegt, und darum

t es ihnen unmöglich, in der 2. Internationale zu ver
leiben, es ſei denn, daß dieſe in Genf den Standpunkt
er Unabhängigen einnimmt. Da das aber ſo gut wie
usgeſchloſſen iſt, bleibt den Unabhängigen nichts an
eres als der Austritt übrig.

Wenn ihre Rechnung ſtimmen ſollte, wenn die An
ünger der Diktatur in England und Frankreich ihnen
lgen würden, dann würde die U. S. P. der von ihr

herbeigewünſchten Weltrevolution den
hwerſten Schaden z n den ſiegreichen Staaten
nd die ökonomiſchen Vorbedingungen für eine ſoziale
evolution weit beſſer wie bei uns. Jſt dort der
iegestaumel erſt einigermaßen gewichen, dann wird
n einiges Proletariat mit der Beſſerung der ökono-erhältniſſe leicht ſeine wirtſchaftliche Lage ver

ſſern können. Würde aber die von den Unabhängigen
n Falle ihres Austrittes erwartete Spaltung des weſt

uropäiſchen Proletariats eintreten, ſo wären die Vor-
ile, die die beſſere ökonomiſche Lage ihnen bieten würde,

ufgehoben, die Macht des Kapitalismus würde eine
eue Stärkung erfahren und die ſoziale Weltrevolution
n noch weitere Ferne geſchoben, durch die Politik der
eutſchen Unabhängigen, die über demagogiſche Partei-
oli lange den Blick für das Ganze verloren
aben. So reiht ſich würdig an ihre Zerſtörungsarbeit
nerhalb der deutſchen Arbeiterbewegung die in der

Internationale.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle und 6aullreis.

Halle. 2. Oktober 1919.

Die Geſchichte des Sozialismus und der deutſchen
Sozialdemokratie

Am Mittwoch, den 8. November beginnt der von
dem Bildung 4571 der S. P. D. veranſtal-
tete Vortragszyklus über obiges Thema. Die
Vorträge finden jeden Mittwoch, abends 8 Uhr ſtatt und
werden vorausſichtlich im Aunditorinm 9 der
Univerſität abgehalten werden. Nähere Mit-
teilungen über die Vorträge ergehen morgen an gleicher
Stelle. Eintrittskarten für den geſamten Kurſus zumPreiſe von 1 Mk. für Mitglieder und 1,50 Mk. für ahe
mitglieder ſind vom Freitag ab zu haben. Beſtellungen
darauf werden in der Geſchäftsſtelle der „Volksſtimme“,
im Parteiſekretariat und bei den Funklionären entgegen
genommen.

An unſere Mitglieder. Das Protokoll über die Verhand
lungen des diesjährigen Parleitages iſt erſchienen: Der Prets
für die Vereinsausgabe beträgt bro'ch. 7.50 Mk., geb. 10 Mk. Be
ſtellungen werden im Sek etariat. Gewerkſchaftshaus, Zimmer 12

ger Expedition der Volksſtimme entgegengenommen. Der
orſtand.
Die Verhandlungen um den TZariſvertrag im mittel

deutſchen Vrauntohlenberghau vom vezirks-
Bergarbeiterrat geſtört.

Uns wird vom Braunkohlen-Jnduſtrie-Verein geſchrieben:
Die zum 1. Okteber nach der Handelskanmmer en Halle ein-

berufene Verſammtung der Arbei geber, Gewertſchaftsvertreter
und Vel gſchaf.smitglieder des Vraunkohlenvergbaues, die zu dem
Abſchluß eines allgemeinen Tarifrertrages führen ſollte, iſt e r
gebnislos ver aufen. Außer den von den Organi,ationen
geiadenen Verrretern waren ohne Einladung Mitglieder des
Bezirtsbergarbeiterrates in Halle erſchienen, die
zwar ausbrücklich erklärten, eine Organiſation nicht darzu'tellen,
aber verlangt n, als Mundanwalt der mitteldeutſchen Beleg-
ſchaften zu den Verhandlungen zugelaſſen zu werden.

Die Arbeiter vertreter und die Gewerkſchafts-
führer konnten ſich über die Frage der Zulaſſung nicht
einigen, vielmehr gaben letztere die Erklärung ab, daß ſie
im Falle der Anerkennung des Bezirksberg-
arbeiterrates durch die Arbeitgeber nicht ver-
handeln könnten. Die Arbeitgeber wären alſo im
Falle der Zulaſſung des Bezirksbergarbeiterrates ohne abſchluß-
fähige Gegenpärtei geblieben.

Sie ertlärten daher, daß mit Vertretern, die, wie der Be
irksbergarbeiterrat, ſich nicht auf den Boden der Ardeitsgemein-haft ſtellten, Tarifverhandlungen nicht gevflogen werden könſtten,

verſicherten aber, nach wie vor bereit zu ſein, mit bevoll-

beſſerung. auch in Halle bedarf.

mächtigten Vertretern der Organiſationen unter Zuziehung von
Beleg chaftsmitgliedern und in Erfüllung der in der Arbeits-
gemeinſchaft übernommenen Pflichten über einen gemeinſamen
mitteldeutſchen Tarifvertrag weiter zu verhandeln.

Die Arbeiter- und Angeſtellten-Aus chüſſe.
Vom Magiſtrat wird uns geſchrieben:
Rach den Acchrnehmungen des Vemobilmachungsausſchuſſes

verrſchen vielfach noch Unklarheiten über die auf Grund
der Verordnung vom 23. Dezember 1918 zu bildenden Arbeiter-
und Angeſtelltencusſchüſſe, insbeſondere darüber, von wem die
Bildung und Wahl der Ausſchüſſe auszugehen hat. Auch die
Wahl und Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe entſpricht häufig nicht
den erlaſſenen geretzlichen Beſtimmungen. Es liegt daher Ver-
unlaſſung vor, au folgende Beſtimmungen hinzuweiſen:

Nach S 7 und ſolgenden der oben angeführten Verordnung
beſteht die Pflicht zur Errichtung von Arbeiter- und Ange-
telltenausſchüſſen, die bisher nur den dem Hilfsdienſtgeſetz unter
tellten Vetrieben mit mehr als 50 Arbeitern auferlegt war, für
alle privaten und öffentlichen Betriebe, Verwaltungen und
Bureaus jeder Art, insbeſondere auch für land und fortwirt-
chafrliche Belriebe und für deren nicht unter die Gewerbeordnung
allenden Rebenbetriebe, in denen in der Regel mindeſtens

20 Arbeiter bezw. An geſtellte beſchäftigt werden. Eine
Ausnahme beſteht nur, wenn in einem allgemein verbindlich er-
klärten Tariſvertrage eine andere Vertretung vorgeſehen iſt.

Der Vetriebsunternehmer hat von ſich aus für die
Errichtung und Wahl der Arbeiter und Angeſtelltenausſchüſſe das
Erforderliche zu veranlaſſen, insbeſondere hat er die Wahlen zu
den Ausſchüſſen herbeizuführen. Kommt ein Betriebsunternehmer
ſeiner Pilicht zur Errichtung der Ausſchüſſe nicht nach, ſo hat
der Regierungspräſident die Befugnis zur Verhängung von
Zwangeſtrafen gemäß 5 132 Abſ. 1 Nr. 2d des Landesverwal-
tungsgeſetzes. Vergl. 88 1 und 18 der Ausführungsbeſtimmungen
der Miniſter für Handel und Gewerbe vom 12. 3. 1919.

Auch in den Betrieben, in denen auf Grund des S 11 des
Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt bereits ſtändige
Arbeiter- oder Angeſtelltenausſchüſſe beſtehen, ſind die Mit-
glieder dieſer Ausſchüſſe und deren Erſatzmänner neu zu wählen.

Für die Errichtung und Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe, ſo
wie für die Wahl zu ihnen gelten nach 5 11 der Verordnung
vom 23. 12. 1918 die auf Grund des S 11 Abſ. 2 Satz 3 des Ge-
ſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt erlaſſenen Ausführungs
beſtimmungen, die vom Miniſterium für Handel und Gewerbe
durch allgemeinen Erlaß vom 12. 3. 1919 unter Berückſichtigung
der durch die Vorſchriſten der Verordnung vom 23. 12. 1918 ge-
bot nen Aenderungen nen veröffentlicht worden ſind.

Abdrucke dieſer Ausführungsbeſtimmungen und der Wahl
ordnung können vom Verlag Carl Heymann, Berlin W. 8, Mauer-
ſtraße 43/44, zum Preiſe von 1,20 Mk. bezogen werden.

Schwurgericht.
Vor den Geſchworenen hatte ſich der 28jährige Schmied

Albert Böhm wegen ſchwerer Mordanklage zu verantworten.
Der Angeklagte lernte 1913 eine von ihrem Mann getrennt
lebende Frau Jda Trentſch kennen. mit der er die ganze
Zeit in wilder Ehe und im beſten Einvernehmen lebte. Jhm
wird nun zur Laſt gelegt. dieſe Frau am 14. November 1918 in
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unmittelbarer Nähe der Peißnitzbrücke in die Saale geworfen
zu haben. Er leugnete die Tat, ſodaß ſeine Schuld durch
Jndizienbeweis feſtgeſtellt werden mußte. Zu den Verhand
lungen war ein Nervenarzt zugezogen. da der Angeklagte ſchor
mehrere Anfälle erlitten hat. die ſeine Nerven ſtark in Mitleiden-
ſchaft gezogen haben. Er wurde 1916 Kriegsteilnehmer, kam je
doch nach kurzer Zeit von der Front zurück und wurde nach einer
Sprengſtoffabrik in Oberſchleſien zur Arbeit kommandiert. Dort
lernte er eine Polin Goregko kennen. mit der er in intime
Beziehungen trat und die mit allen Mitteln zur Verehelichung
drängte. Als er nun die Beziehungen mit Frau Trentſch ab-
brechen wollte. ſtieß er auf deren Widerſtand. Am 4. November
kam er beſuchsweiſe nach Halle und drei Tage ſpäter als Patient
in das Hilfslazarett .Volkspark“. Am 14. November trafen ſich
der Angeklagte und Frau Trentſch gegen 5 Uhr im Weißbier-
ſalon. Da er um 6 Uhr wieder im Lazarett ſein mußte, wandten
ſie ſich der Burgſtraße zu. gingen jedoch dann angeblich auf Vor-
ſchlag der Trentſch nach der Peißnitz. Von dieſem Gang iſt nun
die Ermordete nicht wieder zurückgekehrt. Der Angeklagte er-
zählt eine lange Geſchichte, um zu beweiſen, daß die Trentſch ſich
ſelbſt das Leben genommen habe. Die Zeugenausſagen waren
jedoch bald ſo belaſtend geworden, daß man an einen Selbſt
mord nicht mehr glauben konnte. Der Verteidiger betonte. daß
hier im höchſten Falle nur Totſchlag in Frage kommen könne.
Das U teil lautete dann auf 10 Jahre Zuchthaus und 10 Jahre
Ehrverluſt wegen Totſchlages. Der Angeklagte nahm das Ur-
teil an. ſchon ehe es gefällt war.

Der ſtädtiſche „Soziale Ausſchuß hielt am Dienstag eine
Sitzung ab. Der wichtige Punkt der Tagesordnung war die Ein-
gabe der Naturheilvereine um Errichtung eines Geſundheits-
und Wohlfahrtsamtes. Zur Begründung wird u. a. ausgeführt,
daß nachdem für das Land ein Gefundheits- und Wohlfahrts
miniſterium und für die Provinz ein Provinzialwohlfahrisamt
beſtehe. müſſe auch für die Stadt eine Zentraliſation der Füur-
ſorgemaßnahmen herbeigeführt werden. Von den Vertretern des
Magiſtrats wurde zu der Angelegenheit ausgeführt, daß für klei-
nece Orte oder für Landkreiſe die Einrichtung einen größeren
Zweck habe als für Großſtädte. Jn dieſen könne auch eine Ueber-
zentraliſation eintreten, die mehr nachteilig oder vorteilhaft ſei.
Die Erfahrungen ſeien auf dieſem Gebiete noch nicht abgeſchloſſen,
viele Großſtädte wie Köln. Leipzig. Berlin uſw. hätten noch kein
Wohlfahrtsamt. Wo es beſtände. wie in Magdeburg. ſeien ore
Ein ichtungen auch nicht anders wie in Halle. Wir haben unferen
Inſtitutionen nur noch nicht den Namen Wohlfahrtsamt“ beige-
legt: die nötigen Verbindungen ſeien aber ebenſogut hergeſtellt
wie in Magdeburg Selbſt über den Begriff des Wohlfahrts-
amtes gehen die Meinungen noch auseinander: hier werde die
Armenpflege und der Arbeitsnachweis eingeſchloſſen. dort aus
gelaſſen. Den Petenten könne inſofern zugeſtimmt werden. als
die Geſundheitspflege., insbeſondere die ſoziale Hygiene eine Ver-

Man beſchloß. die Eingabe dem
Magiſtrat zu überweiſen und zwar zur Erwägung bezw. zur Be-
rückſichtigung. Insbeſondere ſoll geprüft werden. ob den Wün-
ſchen der Geſuchſteller nicht Rechnung getragen werden kann durch
Errichtung einer größeren Geſundheitsdeputation. die aus Ma-
giſtraismitgliedern. Stadtverordneten und Jntereſſenten aus allen
Bevölkerungskreiſen beſteht und die dem ſchon vorhandenen
Geſundheit samt als Stütze und Grundlage beigegeben
wird. Der Soziale Ausſchuß war der Meinung. daß damit auch
den Wünſchen der Geſuchſteller in der Hauptſache entſprochen iſt.
Der andere Verhandlungsgegenſtand betraf die Nachprüfung der
Kranken- und Wochenpfblege“. Der betr. Antrag war in der
Stadtrerordnetenverſammlung von Genoſſen Kleeis geſtellt wor-
den und zwar aus Anlaß der Tatſache, daß nach dem Bericht der
Kommiſſion für Hauspflege im Jahre 1918 nur etwa 240 Haus-
und Wochenpflegen in Halle ausgeübt worden ſind. Der Soziale
Ausſchuß war überwiegend der Meinung. daß die Krankenpflege
möglichſt von der Stadt organiſiert werden müſſe und nicht vrt-
vaten Vereinen überlaſſen werden ſoll. Es könne ſich höchſtens
fragen, ob jetzt der gegebene Zeitpunkt ſei. die Einrichtung des
Evangeliſchen Frauenbundes in Halle auf die Stadt zu überneh-
men. Man einigte ſich dahin. 1. den Magiſtrat zu erſuchen
Material durch eine Umfrage über die einſchlägigen Einrichtun-
qen anderer Städte ſowie über die Notwendigkeit der Verſtaat-
lichung in Halle durch Nachfrage bei den Krankenkaſſen zu be-
ſchaffen. 2. für eine Belehrung der Bevölkerung über die be-
ſtehenden Einrichtungen durch Merlblätter uſw. zu ſorgen und
3. den Magiſtrat zu erſuchen, in der Gewährung von Zuſchüſſen
ſaß Hauspflege aus öffentlichen Mitteln wohlwollend zu ver-

ahren
Beſſeres Brot. Die ſchon ſeit geraumer Zeit vielfach

dringend verlangte niedrigere Ausmahlung des Brotgetreides,
die ein wohlſchmeckenderes und bekömmlicheres Brot ergibt. wird
nach Auskunft der Reichsgetreideſtelle von Mitte Oktober ab
verwirklicht werden. Während bisher Roggen und Weizen eine
Ausmahlung von 94 Prozent erfuhren,. wird der Roggen nach
dem 15. Oktober nur zu 82 Prozent und der Weizen zu 80 Proz.
ausgemahlen werden. Bei Gerſte erfolgt die Herabſetzung bis
zu 75 Prozent. Es iſt klar. daß die Folgen der niedrigeren Aus
mahlung ſich nicht ſchon vom 16. Oktober ab in Geſtalt eines
beſſeren Vrotes bemerkbar machen können. vielmehr müſſen die
vorhandenen und bis zum 15. Oktober entſtehenden Mehlbeſtände
zunächſt aufgearbeitet werden. Je nach dem Umfange der Vor-
räte an L4prozentigem Mehl kann in den einzelnen Kommunal-
verbänden das beſſere Brot erſt einige Zeit ſpäter von dem
Bäcker hergeſtellt werde. Die weſentliche Qualitätsverbeſſerung
des Brotes iſt natürlich auch auf die Geſtehungskoſten des Brotes
nicht ohne Einfluß. wozu noch der gegen das Vorjahr höhere
Getreidepreis, Mahllohn und ſonſtige Erhöhungen der Unkoſten
(Kohlen uſw.) treten. Da es nicht möglich ift, die Differenz
zwiſchen dem jetzigen und künftigen Preiſe gänzlich aus Reichs-
mitteln zu begleichen, wird ſich eine Erhöhung des Brotpreiſes
nicht umgehen laſſen.

Verteilung von Kochmehl. Nachdem die Vorräte an aus-
ländiſchem Weizenmehl. die bisher als Kochmehl verteilt wur-
den. jetzt völlig erſchöpft und weitere nennenswerte Mengen für
die nächſte Zeit nicht zu erwarten ſind. ſoll der verſorgungsberech-
tigten Bevölkerung jetzt Zerealienmehl als Kochmehl zugeführr
werden Es handelt fich um Roggen-, Gerſten und Maismehl.
dar Mehl iſt beſte helle Ware und zu etwa 60 Prozent ausge
mahlen.

Uebergang des Militärverſorqungsweſens auf das Reiarbeits miniſterium. Eine vom Reichswehrminiſter und Rarage

ca beitsminiſter gemeinſchaftlich unterzeichaei Verfügung veſagt,
daß mit dem 1. Oktober die Leitung des Militärverſorgungs-
weſens einheitlich für das ganze Reich auf das Reichsarbeits-
miniſterium übergeht.

begehloocen
e m-2

bleiben unsere Geschäffsräume feſerfaqshalber

Sonnabend, den 4. Okt.
Brummer Benjemin, Grosse Ulrich-

sirasse 2223.
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Ein Jtrium. Der Genoſſe der uns gerrern erwas von der
ſumvereins- Generalverſammlung ſchrieb. teilt uns heute mit,

ß ihm ein kleiner Jrrtum unterlaufen iſt. Aus den verdä
genden Zwiſchenrufen einer Frau gegen Konſumvereinsange-
ellte war nicht ſo recht klar geworden, gegen wen die Anſchul
iqungen wegen des markenfreien Zuckerverkaufs gemünzt waren.

Jm übrigen aber hält der Schreiber es nach der Sache fur
vollkommen unzutreffend und für unmöglich. daß bei den Lager
haltern. die in Frage kommen könnten, markenfreier Zucker ver
kauft worden iſt.

Die Mörderzentrale in Halle. Jm Volksblatt Nr. 228 wird
einem unter obiger Spitzmarle erſchienenen Atikel von einer

abrik Sch geredet Um Mißverſtändniſſen vorzubeu-
gen. bittet uns der Beſitzer der Scheffel-BrotFa-
drik, Herr Fritz Klöpzig. mitzuteilen. daß ſeine Fabrik damit
nicht gemeint iſt. Der Inhaber der Scheffel-Bro!Fabrik iſt poli-
tiſch weſentlich anders orientiert als die realtionären Schieber,
die die Ermo. dung Meſeberas mit unbändiger Freude er-
füllte und iſt ſchon aus dieſem Grunde in keinen Zuſammenhang
mit der ganzen dunklen Geſchichte zu bringen.

Die Rückwandererhilfe hat für die nächſte Zeit mehrere grobe
Veranſtaltungen vorbereitet. Eine von dieſen iſt ein Vortrag, den
der bekannte Kommandant des Handelsbootes U-Deutſchland,
Dr. med. b. c. Paul König, halten wird. Die Ortsgruppe
Halle der Rückwandererhilfe hat eine eigene Geſchüftsſtelle Salz-
e 2 errichtet, die vorm. 10--12 Uhr geöſfnet iſt. Den

rbeitsnachweis für Rückwanderer hat das Städtiſche Arbeitsamt
übernommen, das im gleichen Hauſe eine Rückwandererſtelle ein

gerichtet hat. JDer Fern prechverkehr mit Luxemburg iſt in demſelben Um-
bange wie vor dem Kriege unter Erhöhung der Gebühren um 100
v. H. wieder aufgenommen worden. Nähbere Auskunft erteilen
die Fernſprechanſtalten.

Die Gebühren im dentſcheniederkändiſchen Fernſprechverkehr
werden vom 1. Oktober ab in der Grenzzone um 15, in den übri-
gen Zonen um 30 Pfg. erhöht. Rähere Auskunft erteilen die
Fernſprechanſtalten.

Nach dem neuen Fahrplan der HalleHettſtedter- Eiſenbahn
verkehren folgende Züge: Ab Halle nach Hettſtedt: 9, 2, 7,30.
An Halle von Heitſtedt: 8,22, 2,50, 8,17. Ab Halle nach der
Heide: 4,0, 5,40, 6,50, 6, 1, 2, 3,40, 4,40, 6, 7,30. An Halle von
der Heide: 5,25, 6,15, 7,25, 8,22, 1,35, 2,50, 4,15, 5,15, 6.,36,
8,17. Von Gerbſtedt fährt täglich ein Zug 1,30 nach Friedeburg
dex von dort 2,35 wieder zuruückſährt.

Jn der mediziniſchen Univ.-Poliklinik finden die Sprech-
Kunden vom 1 Oktober ab wochentags von 9-12 Uhr vorm. ſtatt.

Ackerverpachtung durch den Bund zur Erheltung und de
rung der deut chen Volksrraft. Es wird dringend erjucht, die
Pacht ſofort zu erneuern, damit die Geſchäftsſtelle überſehen kann,
welche Parzellen frei werden. Auf der Geſchäftsſtelle des Bun
des liegt eine Liſte aus, in die Perſonen ſich eintragen können,
die Land zu haben wünſchen. Die Zuweiſung der freigewordenen
zarzellen erfolgt etwa Mitte Oktober. Wer bis dahin ſeine
acht nicht erneuert hat, verliert ſeinen Acker. Acker am
aalanger. Den Kleinpächtern am Saglanger ſei m tgeteilt,

daß die Kündigung des Ackers durch die Verpächterin auf dem
Klagewege angefochten iſt. Sie ſteht im Widerſpruch mit dem
Reichsgeſetz über die Verpachtung von Kleingärten. Eltern-
abend. Es ſei a den am 3. Oktober, abends 8 Uhr, im
Volkspark, ſtattfindenden Elternabend noch ganz beſonders ein
dringlich hingewieſen. Der Eintritt iſt frei. Dieſe

eien Elternabende haben den Zweck, das Verhältnis zwiſchen
ſchule und Elternhaus möglichſt eng zu knüpfen. Die angekün-

digten Vorträge a ein allgemein intereſſantes Gebiet, ſo
daß ein zahlreiches Erſcheinen geſichext iſt. Den Eltern ſoll auch
Gelegenheit gegeben werden, Anfragen zu ſtellen und ſich ganz
frei auszuſprechen. Zentralſtelle für Unterbrin-
ung n R r deutſchen Kindern in derweig. Baſel aus wird telegraphiſch mitgeteilt, daß die

762 Kinder alle glücklich eingetroffen ſind.
e Der Stahlhelm. Die hieſige Ortsgruppe des Bundes der

Frontſoldaten veranſtaltet am Freitag, den 3. Oktober, abends8 Uhr, im Zoologiſchen Garten ihren zweiten Vortragsabend mit
Lichtbildern. Herr Oberingenieur Rohrwaſſer-Halle wird unter
Vorführung einer Anzahl gut gelungener Aufnahmen über das
Thema: „Mit deutſchen Truppen von Kleinaſien nach der Wüſte
Sinai“ ſprechen. Wir verweiſen auf das Jnſerat in der ge-
ſtrigen Nummer unſerer Zeitung.

Das Schachtebeck-Quartett gibt am kommenden Sonnabend,
abends 7 Uhx, in den Thaliaſälen ein Konzert bei der öffent-
lichen Begrüßungsfeier zur ewigen der Großlogenbewegung des
deutſchen Guttemplerordens (J. O. G. T.). Karten ſind zu haben
im Vorverkauf bei Hothan und an der Abendkaſſe.

Stadttheater. Heute. Donnerstag, wird Meyerbeers Oper
„Die Hugenotten“ wiederzolt. Freitag gelangt das Singſpiel
„Hannerl“ zur Aufführung. Sonnabend „Der Freiſchütz“ Sonn-
tag nachmittag Hremdervorſellung bei ermäßigten Preiſen „Alt-
Heidelberg“. abends „Die Hugenotten“.

Jm ThaliaTheater gelang am Sonntag, abends 7 Uhr,
als Gaſtſpiel des Stadttheater-Perfonals. Johannisfeuer“, Schau-
iel von Hermann Sudermann zur Aufführung.

Zeoologiſcher Garten. Auf das heute abend 8 Uhr ſtattfin
dende 1. Geſellſchaftskonzert, in dem die Opernſängerin Julie
Stephany-Nöhren als Soliſtin mitwirkt, ſei nochmals empfehlend

Aus der Prbpin;.

Gemeindeſozialismus.
Die Gemeinde iſt im Staate ein Verwaltungskörper. der

zen ſozialen Bedürfniſſen einer an die begrenzte Oertlichkeit ge
bundenen Bevölkerung dient: die Gemeinde iſt zugleich ein Hilfs-
organ der großen ſtaatlichen Verwaltung. Jn ihren beiden
Eigenſchaften unterlag ſie früher den aus der Klaſſenorganiſa
tion des Geſellſchafts- und Staatslebens mit Notwendigkeit ent
jpringenden Beſtrebungen, ihre Verwaltungstätigkeit ledialich
im Sinne der herrſchenden Klaſſe und für deren Hertſchaftszwecke
anszuüben. So haben wir deshalb ſchon jahrzehntelang nach der
Beſeitigung der Klaſſenherrſchaft gerufen, haben die demokrati-
rhe Organiſation der Gemeinde gefordert, die allein die Bahn
jür eine Verwaltungstätigkeit freimachen kann, welche die Wohl
fahrt aller gleichermaßen fördert.

Die große politiſche Umwälzung hat uns nun endlich die
demokratiſche Organiſation für die Gemeindeverwaltung ge
bracht. Noch iſt zwar nicht alles erfüllt. Aber was bisher ge
geben wurde. reicht ſchon aus. nimmt unſere ganze Kraft in An
ſpruch. ſo daß die ſozialdemokratiſchen Stadt und Gemeindever-
treter die Augen offen halten müſſen. Dreierlei werden ſie bei
ihren Aufgaben zu beachten haben:

1. ſozialiſtiſchen Geiſt in die Verwaltung wie in das ganze
Wirtſchaftsgetriebe der Gemeindeverwaltung hineinzu
tragen:

2. die Arbeit der Gemeindeverwaltung ſo zu beeinfluſſen daß
dadurch der ſozialiſtiſche Gedanke an Werbekraft und An-
hängern in der Bevölkerung gewinnt. die ſich ihrerſeits wie
der mit erhöhtem Jntereſſe der ſozialiſtiſchen Gemeinde
arbeit zuwenden muß, und ſo die ganze Kommunalvpolitik
völlig ſozialiſtiſch beeinflußt wird:

3. Zielbewußfheit und Einhelligkeit des Arbeitens der Ge
meindevertreter.

Das ſind drei Anfaaben. die unzertrennbar miteinander ver
ounden und in der Tat eigentlich eins ſind. die die allein ge
eigneten Mittel darſtellen. eine wirklich erſprießliche. die Wohl
fahrt aller gleichmäßig fördernde Gemeindepolitik zu betreiben,
die den Wirkungskreis der Gemeindepolitik mehr und mehr im

Sinne rommunaler Sozialpolittk in der Richtung des Gozialiv
mus ausgeſtalten.

Allerdings müſſen ſich alle Gemeindevertreker vor Augen
halten daß der Betätigung der Gemeinden gewiſſe Grenzen ge
zogen ſind. Denn nur bis zu einem beſtimmten Grade ſind ſie
ſelbſtändige Gebilde. können es auch nur ſein. weil ſie an Geſetze
und Verordnungen des großen Staates gebunden ſein müſſen
Aber außerordentlich bemerkenswert iſt doch. daß mit dem Falle
des abſolntiſtiſchen Suiſtems und dem Einzug der freiheitlichen
Haltung auch das alte ſtaatliche Berormundungeſuſtem den Ge
meinden gegenüber. das von einer geradezu unheilvollen Wir-
kung war. beſeitigt wurde. Die Stellung der Gemeinden iſt heute
ſchon eine andere. als ſie früher war. und wenn eiſt das neue
Gemeindeverfaſſungsgeſetz geſchaffen ſein wird. ſteigert ſich
ihre Bedeutung ganz erheblich und damit naturgemäß auch die
Pflicht der ſozialdemokratiſchen Verkreter. die in den überaus
meiſten Dorf und Stadtparlamenten richtunggebend ſein werden.

Für die Werbetötigkeit der ſozialiſtiſchen Jdee iſt es doher
von großer Wich igkeit. wie die ſozialdemokratiſchen Gemeinve
vertkrefer die Ausfüllung ihrer Aemter auffaſſen. ob ſie in den
Gemeinden zeigen. daß der Sozialiswus der einzige Weg K. der
zur Geſundung der kranken Ve hältniſſe und des kranken wirt
ſchaftlichen Körpers führt. Jn der Durchführung geſunder Maß-
nahmen. die immer mit den ſozialiſtiſchen Jdeengängen in Ein-
tlang zu bringen ſind. wird das beſte Anſchauungsmaterial für
Lie Gemeindemilaglieder gegeben. den Sozialismus zu begaretfen.
Verbindet man damit die Wahrung des Gerechtigkeitsprinzips,
dann werden ſich die ſozialdemokratiſchen Vertreter die Achtun
der Bevölkerung ſichern und der ſozialiſtiſchen Jdee höhere Gel-
tung verſchaffen. Sozialiſtiſch geſchulte Gemeindevertreter wer-
den dieſe Aufgaben zum Segen der Gemeinde und der Allgemein
heit erfüllen können.

Der Eiſenbahnunfall bei Naumburg
war in unſerer erſten Meldung eſwas übertrieben gemeldet wor-
den. Das Eiſenbahnbetriebsamt Weißenfels ſchreibt amtlich: Am
1. Oktober, 5 Uhr vormiktags. überfuhr der Eilgüterzug
6092 das auf Halt ſtehende Einfahrſinal der Stalien Raum-
burg (Saal) und fuhr dem ausfahrenden Heimkehrzug 139
in die Flanke, von den zwei Wagen entgleiſten. Getötet
wurde niemand. Vier Soldaten des Zuges 139 wurden leicht
verletzt und ſofort nach dem Garniſon lazarett Naumburg (Saale)
gebracht. Da durch den Unfall beide Hauptgleiſe geſperrt waren,
wurde der Perſonenrerkehr durch Umſteigen aufrecht erhalten,
der Schnellzugrerlehr über Halle- Sangerhauſen und Leipzig Gera-
Weimar umgeleitet. Die Aufgleiſungsarbeiten waren um 3
Uhr nachm. beendet, zu gleicher Zeit wurde der Betrieb in vollem
Umfange wieder aufgenonmmen.“

Naumburg. Stadtverordneten- Sitzung. Es wur-
den die Wahlen zu den Kommiſſionen (Eelüudeſteuer- und Ein
fommenſteuer-Veranlagungs-Kommiſſionen und Voreinſchätzungs-
Kommiſſion vorgenommen. Auch hierbei wieder das eigentüm
liche Verhalten des anweſenden Abgeordneten der U. S. P. (drei
U. S. P.- Abgeordnete fehlen) wie vor acht Tagen. Bei den
6 Wahlgängen gab dieſer Arbeiter. freund“ viermal weiße
Stimmzettel ab und zweimal ließ er ſich anädigſt herbei. unſere
Liſte zu unterſtützen. (Es iſt doch gut, wenn man weiß. was man
will!) Von den gemachten Mitteilungen wären zu erwähnen,
daß der Stv. Schwarz (biskberiger Vorſteher) ſein Mandat
niedergelegt und auch die Wahl zum Stadtrat nicht angenommen
hat. Die Wahl des Stadtv.-Vorſtehers wurde auf die nächſte
Sitzung verſchoben. Die Verſammlung erteilte ſodann ihre Zu-
ſtimmung zu der Magiſtratsrorlage betr. Erhöhung der Mieten
für die ſtädt. Wohnungen. Jn Frage kommen 43 Wohnungen,
die im Einverſtändnis mit den Mietern um durghſchnit:lich
10 Proz. erhöht werden ſollen. Der Erhöhung für Gas, Waſſer
und Elektrizität wurde zugeſtimmt. Damit berundete die Mehr-
heit. daß ſie an dem Grundſatze feſthalte, daß dieſe Werke ſich
ſelbſt erhalten müßten und daß es nicht angängig ſei. die ent-
ſtehenden höheren Betriebskoſten aus den Steuererträgniſſen zu
decken. wie es von einer bürgerlichen Seite angeregt wurde.
Runmehr ſtanden ſieben Anträge un'erer Genoſſen zur Beratung:
1. Soforkige Auszahlung der dem Lehrve.ſonal bewilligten Zu-
lage Der Rechtsausſchuß vertritt den Standpunkt. daß die Aus
zahlung nicht erfolgen könne, da erſtens noch kein gemeinſamer
Beſchluß beider ſtädt. Behörden vorliege und zweitens, da die
Genehmigung der Regierung nicht vo liege. Jn der Ausſprache
wurden dem Magiſtrat heftige Vorwürfe wegen ſeiner unge-
ſchickten Behandlung dieſer Angelegenheit gemacht. der es zu ver
danken ſei. daß der Reg.- Präſident einen ablehnenden Stand-
punkt eingenommen hat. Nachdem von bürgerlicher Seite ange
regt war, nochmals bei der Regierung den Verſuch zu machen,
die Zulagen für die verheirateten Lehrer auf Grund des S 2 des
Lehre:-Beſ.-Geſ. zu erhalten. zog unſere Fraktion ihren Antrag
zurück und ſtimmte dem gemach!en Vorſchlag zu. der zum Beſchluß
erhoben wurde. 2. Einführung der durchgehenden Arbeitszert
für die ſtädtiſchen Dienſtſtellen Nachdem Gen. Teichmann
den Antrag begründet hatte. ſagte der Bürgermeiſter eine ver-
ſuchsweiſe Einführung zu. 3. Einſicht der Beamten in die Perſo-
nalakten. Der Bürgermeiſter führte hierzu aus. daß der Mag
ſtrat beſchloſſen habe. ſeinen Beamten die Möglichkeit der Einſicht
nahme zu geben: eine beſondere Regelung erfolge noch, damit
der Dienſtbetrieb durch die'e Einſichtnahme keine S örung erfahre.
4 Der Uebernahme ſämtlicher Desinfektionskoſten auf die Stadt
kaſſe wurde nach kurzer Ausſprache zugeſtimmt. 5. Schlagen von
Holz zur Linderung der Kohlennot. Nachdem Gen. Teich-
mann den Antrag begründet hatte. und dabei betonte, daß eine
Verſteigerung nicht ſtattfinden dürfe. ſondern das Holz zum Tax-
werte an die minderbemittelte Bevölkerung abgegeben werden
müſſe. wurde der Antrag angenommen. 6. Berückſichtigung der-
jenigen Einwohner bei der nächſten Bezugsſchein-Ausgabe. die
noch kein bezugsſcheinpflichtiges Feuerungsmaterial erhalten
haben. 7. Mieten weiterer Laſtkraftwagen zur Heranſchaffung
von Feuerungsmaterial. Die beiden Anträge wurden zuſammen
vehandelt und ergaben eine umfangreiche Ausſprache. deren Er
gebnis war. daß im Monat Oktober alle diejenigen. die noch
keinen Kohlenvorrat haben und ſich ſolche auf dem Landwege
heranſchaffen laſſen wollen. einen Vezugsſchein erhalten ſollen,
damit bis Ende Oktober möglichſt alle Familien Kohlenvorrat
haben. Für Ermietung von Laſtautos, die zum Heranſchaffen
von Kohlen Verwendung finden ſollen. fand ſich keine Mehrheit,
da ſämtliche Bürgerliche dagegen ſtimmten. (Jm Intereſſe des
ſog. Mittelſtandes ſind die Bürgerlichen gegen jede Kommunali-
ſierung.) Von den in voriger Sitzung von unſerer Fraktion ge
ſtellten drei Anfragen beantwortete der Magiſtrat zwei. die dritte
wurde bis zur nächſten Sitzung zurückgeſtellt Frage 1: Welche
Schritte hat der Magiſtrat unternommen. um den Exerzierplatz
m nächſten Jahr der Landwir. ſchaft dienſtbar zu machen? Der
Bürgermeiſter teilte mit. daß der Magiſtrat ſich wiederholt des
halb an die Garniſonverwaltung gewandt habe. Aus der Ant
wort iſt aber erſichtlich. daß der Militärfiskus einen bis 1921
laufenden Vertrag mit Schafzüchtern abgeſchloſſen hat. der nicht
zu löſen iſt. Auf das letzte Schreiben an das General-Kommando
ſteht die Ankwort noch aus. Es wird angeregt, bei den Schaf
züchtern direkt zu verſuchen, wenigſtens einen Teil des Platzes
frei zu bekommen. Auch hierbei wird wieder die Ungeſchicklich-
keit des Magiſtrats getadelt. 2. Jſt die Schützengilde berechtig
auf dem von der Stadt gepachteten Grundſtück Bäume zu fällen?
Die Anwort des Magiſtrats geht dahin. daß die Schützengilde
glaubt. dazu berechtigt zu ſein. der Magiſtrat iſt aberteiliger Anſicht: die Entſcheidung ſteht noch. aus. hierauf wird

ein Beſchluß des Maagiſtrats verleſen, der t. daß betr. der
Kündigung des Maſch. Kirſt und der Unterſuchung der von i.
terem erhobenen Vorwürfe gegen den M rat eine Kommlſ
ſien eingeſetzt werden ſolle, die die gemachten ürfe zu prüfen
hat und daß die Kündigung bis zum Abſchluß der Unterſuchung
außer Wirkſamkeit geſetzt wird. jedoch nicht über den 31. Dez.
d J. Nachdem noch die Erhöhung der Marktſtandsgelder be
ſchloſſen war und die Verſammlung ihre
nahme aweier Stiftungen (eine ber 5000
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Erklärung der falſche v tein der Lebensmittelverteilung. Vom agiſtrat
wird uns mitaeteilt:

In ded letzten Feit ſind gegen Behörden und deren Beamn
wiederholt falſche Gerüchte in Umlauf geſetzt worden, i geeigne
ſind. das Anſehen der in der Lebensmittelverſorgung tätigen Be-
amten in der öffentlichen Mein herabzuſezen. A. a. wirt
ſiändig behauptet der Molkereibeſihger Ewers verkaufe die für di
Stadt zugeteilte Butter zum Nachteile der hleſigen Bevölkerung
zu Wucherp eiſen nach auswärts. Demgegenüber geben wir Hier
mit ausdrücklich bekannt. daß der Abſatz der in der Mo
Ewers erzeugten Butter vom hieſigen Kreisausſchuß ſtreng

wird. alſo dieſem ausſchließlich, nicht der Stadt, die Voer-

teilung uſw. obliegt. eWeiter iſt ne hguotet worden. das Dienſtmädchen des t

Bürgermeiſters Müller habe am Sonntaa, den 21. d. geſegentlich der Magermllchausgabe 5 Stück Buttet von Herrn
Ewers empfangen. Dieſe Behauptung entſpricht nicht den Tat
fachen Feſtgeſtellt iſt vielmehr. daß das Dienſtmädchen einer
Eutsberrſchaft, die an die Molkerei Ewers Milch zu liefern ver
pflichtet iſt und dafür von der Molkerei als Selbſtperſorger mit
Butter zu beliefern iſt. die der Entswirtſchaft zuſtehenden Ver-
brauchsmengen abgeholt hat. Durch die unverantwortliche und
leichtfertige Behauptung einex, Frau. die zufällig dieſen Vorgane
beobachtete. es ſei das Dienſtmädchen des Herrn Bürgermeiſters
Minler. iſt dieſe Unwahrheit von den zahlreich anweſenden Milch
empfängern weiter verbreitet worden und dadurch ein an der
Sache völlig unbeteiligter Beamter in der verwerflichſten Art
und Weiſe verdöchtigt worden

Ferner ſind Gerüchte verbreitet worden. daß vom Schlachthofe
aus Fleiſch in größeren Mengen auf unrechtmäßigem
kauft werde. Jn Vetfolg dieſer abermaligen Verdächtigung ver
Beamtenſchaft ſind durch Herrn Stadtrat Demberger diesbezüglich:
Nach prüfungen vorgenommen worden. welche die vollſtändige
Haltloſigkeit diefer damit als rein erfunden gekenn-
zeichneten Behauptungen ergeben haben.

Die Weiterverbreitung ſolch unwahrer Gerüchte und Schwätze.
reien in der jetzigen leicht erregbaren Zeit. wo die Ernährung
ſchwierigkeiten auf fedem Haushalte noch ſchwer laſten, und die
in der Lebensmittelverſorgung tätigen Veamten häufig Anſech
tungen ausgeſetzt ſind. iſt nicht nur unverantwortlich. ſondern auch
eines jeden anſtändigen Menſchen unwürdig.

Wir richten an die Bevölkerung das dringende Erſuchen, ſid
nicht an der Weiterverbreitung derartiger Verleumdungen zu be
teiligen. vielmehe gewiſſenloſe Schwätzer. die den Beweis ihrer
Bohauplungen nicht erbringen können, uns zur Einleftung de
Straſverfahrens namhaft zu machen.

Eisleben. Aus dem Stadtparlament. Die am
Montag. den 29. Sertember. ſtattgefundene Sitzung vereinigte
wohl zum erſten Male alle 36 Stadtverordnete, eim Umſtand
der auf Hie Wichtigkeit der Tagesordnung ſowie auf das Durch
führen beſtimmter Vorſchläge ſchließen ließ. Jm Mittelpunkt
der Tagesordnung ſtanden die Beſchlüſſe über die Verwendung
der Sparkaſſenüberſchühe ſowie ſolche aus den Beſſänden der
Kämmereikaſſe und ferner die Bewilliqung offenen Kredits für
die Lebensmittelbeſchaffung. Bei Beginn der Sitzung erfolgten
die vorgeſchriebenen Reuwahlen für den Preovinziall andtag, die
der Stadträte und die der Mitglieder in den einzelnun. Kommil-
ſionen und Depuationen. zu denen ſoweit Liſtenwahl Bedingung
war. von ſozialiſtiſcher wie bürgerlicher Seite deme wtlprechende
Wablvo ſchläge vorlaggen. Orientierend ſei bemerbe. daß die
beiden ſozialiſtiſchen Fraktionen (3 MS.. 16 U. S. gegenüber
den 17 Bürgerlichen eine Arbeitsgemeinſchaft darſte Ilen und bei

30 000 M.) gege
Sitzung. Hierau

dem bisherigen gedeihlichen Zuſammenarbeiten eine, ſozigliſtiſcheg
Mehrheit bilden. Gewählt wurden in den VProvi azial- Landtag
Stadtv Vorſt. Chriſtange (A. S.) und Obe tbürgermeiſter
Rieſe (B.); als Stadträte Gen. Hupfeld (M S. von den
U. S deren Mitalieder Ditt mar und Schierkng. von den
Bürgerlichen die Landwirte Bindſeil und Weitel ſowie
San -Rat Beßler. Die Aufnahme einer Tilaanasanleihe bei
der ſtädtiſchen Sparkaſſe in Höhe von 2 772 000 Mark wird be
ſchloſſen und bei dieſer Gelegenheit auch die Frage nach dem
Vermögensſtand der Stadt aufgeworfen, der be Berückſichtigunt
dieſer Ankeihe immer noch 1* Millionen beträttt. Aller Wahr
ſcheinlichkeit nach dürfte aber im nächſten Jahre mit einem er:
höhten Stenuerzuſchlag zu rechnen ſein. Bei der Verwendung der
Sparkaſſen- Ueberſchüſſe uſw lag ein Vorſchlag über die zur Ver
fügung ſtehenden Gelder ſeitens des Oberbürgermeiſters vor, der
im Intereſſe der Milchrerſorgung und Säuglingsfürſorge ſowie
der Kleinkinderbewahranſtalt ein bei den e w dar
g ößkte Mißjallen erregendes Streichkonzert über ſich ergeher
loſſen mußte. So ſtrichen wir alle unter einer ſtolz aufgeſteckter
Flaage legelnden. aber in Wirklichkeit parkeiliche Tendenzer
unterſtützerden Summen für Jugendyflege (2300), Jugendhort
(200). Jünglingsverein (200). Mädchenverein Treue
von den für die Sanitätskolonnen 1090 M. 90) letztere ſteht
finanziell nicht ſchlecht da). 400 M. für Volkskirchenkonzerte,
welch letteren J ſten die Bürgerlichen unker allen Umſtänden
retten woliten und über dieſen, in der Hoffnung auf irgend einen
Umfall in den Reihen des ſozialiſtiſchen Blocks, ſogar nament
liche Abſtimmung beantragten. naküclich mit demſelben Ergeb
nis wie vorher. Eisleben hat jeßt jeden Monat Volkskonzerte
und außerdem glauben wir mit Rückſicht auf die uns bevor
ſtehenden bitteren Wintermonate, die wir gerade den Ange-
hörigen jener Klaſſen infolge ihrer verwerflichen Kriegspolitik
verdanken. alle Mittel zur Linderung der noch kommenden wirt
ſchaftlichen Nöten heranziehen zu müſſen. Zur Veranſtaltung von
Volkshochſchulkuren wurden 2000 M. bewilligt. ebenſo die übri
gen vo geſehenen anderen Zwecken dienenden Poſten. Durch
dieſes Streichkonzert hat ſich die Summe für Sanalina ele
um ein Weſentliches erhöht. Bei der Bewilligung von
für die Tuberkuloſe- Bekämpfung geißelte unſer Gen. Strauß
die Verbrechen an der Volksgeſundheit in Geſtalt der Jnanſpr
nahme komfortabler Wohnungen im Zeichen der bitterſten
nungsnot ſowie RNichtbeachtung ſanitärer Vorſchriften in den
gewerblichen Vetrieben und ſtreifte dabei auch das ſonderbare
Verhalten der hieſigen Handwerksmeiſter-Vereinigung. der vom
Gewerkſchaftskartell gegründeten Wertſtatt-Kontrollkommiſſion
den Zutritt zu den Werkſtätten zu verbieten, während bei der
Bewilligung offenen Kredits für Lebensmittelbeſchaffung der un
abhängige Sozialiſt Glaubrecht in Worten das
Schiebertum geißelte. aber auch wohlgezielte Hiebe nach der ſich
in Einteſandts in den hieſigen Zeitungen unverantwortlich
kritiſerend breit machenden kommuniſtiſchen Seite austeilend
Sei sfühtungen gipfelten ſchließlich in einer Reſolution an
das ährungsamt. die einſtimmige Annahme fand. Ein An-
trag der auf elektriſchem Gebiet ſich betätigenden

das Pfuſchertum nach der Schicht“ (Acht-reibenden gegen
taa. wo biſt du?) fand Unterſtützung und ſoll dement-

ſporechende Anordnungen nach ſich ziehen. Die weiteren Punkte
der öffentlichen ſowohl wie geſchloſſenen Sitzung waren bis auf
die notwendige Unterbringung des Staatsſteueramts, in welcher
Beziehung dem Magiſtrat das Weitere zuſtimmend übergeben

m auf die 2 hzu er s Siechenhaus ſeitens renHürgers Stadtä Beoinert anläßlich deſſen 80. Geburts
tages. J RNatur. Die Siku wie üblich. wider gine von längerer Dauer, annther eg Stunden J

Vorteinachrichten

Scheidemann wieder Frak!ionsvorſitzender.
Die ſozialdemokrati lwerſamv e e ver Sen Athieen u

ege ver
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